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personality Rudolf Jettmar ist Chef der Prüfstelle für Rechnungslegung
brennpunkt finanz Herbert Houf über Wiederaufnahmen auf Antrag
im fokus Thomas Keppert über Umwandlungen

Steuerliche
Neuerungen
2014
Welche steuergesetze
im nächsten Jahr  
auf uns zukommen



Wir beraten Sie gerne unverbindlich:
Ihr Ansprechpartner: Viola Hiermann
+43 1 545 40 70 DW 42
v.hiermann@premium.co.at
www.premium.co.at

Wohnen als Geldanlage:
Sie profitieren vom
Immobilieneigentum.
Premium erledigt
den Rest.

Vermögensaufbau, Zusatzeinkommen, Werterhalt – drei Ziele, die 
Sie mit Immobilien von Premium erreichen. Dazu kommt fachkun-
dige Betreuung von A bis Z über die gesamte Laufzeit. Expertise 
seit 1995 und über 170 realisierte Projekte geben ein gutes Gefühl, 
Hausherr zu sein.

Attraktives Zinshaus Investment:
Puchsbaumgasse 50 in 1100 Wien

Die attraktive Investment-Immobilie aus der Gründerzeit wird um-
fassend, substanzschonend saniert und das Dachgeschoss aus-
gebaut. Es entstehen erstklassige, bezugsfertige Wohnungen mit 
hochwertigem mietergerechten Standard in zentraler Wohnlage mit 
guter Verkehrsanbindung und Infrastruktur.



Am 3. Oktober haben wir den Steuerreformplan 2014 
bis 2018 vorgestellt. Erarbeitet wurde das Konzept vom 

Fachsenat für Steuerrecht unter der Leitung von Kollege 
Bernhard Gröhs. Das Medienecho war erfreulich groß. Der 
Termin war bewusst nur wenige Tage nach der Wahl ange-
setzt, um unsere Ideen in die Koalitionsgespräche über ein 
künftiges Regierungsprogramm einzubringen. Auch haben 
wir das Papier an die Politiker aller Parteien versandt. Den 
Rückmeldungen konnten wir entnehmen, dass sich die Po-
litik für unser Konzept mehr als nur pro forma interessiert. 
Persönlich erläutern durften wir unseren Steuerreformplan 
bisher dem oberösterreichischen Landeshauptmann Josef 
Pühringer und dem Budget- und Finanzsprecher der Grü-
nen, Nationalratsabgeordneten 
Werner Kogler. Die Neos haben 
unsere Pressekonferenz für ihre Fra-
gen genützt. Besonders nach dem 
Gespräch mit Landeshauptmann 
Pühringer bin ich zuversichtlich, 
dass einiges von dem, was wir als 
Reformideen erarbeitet haben, um-
gesetzt wird. Im Rahmen des poli-
tisch Möglichen, aber hinsichtlich 
Ausmaß und Zeitpunkt einer steu-
erlichen Entlastung sind wir im Steuerreformplan angesichts 
der schwierigen Budgetsituation zurückhaltend gewesen.

Nicht nur die Politik weiß unsere Expertise zu schätzen. 
Ebenso wichtig ist die Beurteilung unserer Leistungen durch 
die Wirtschaft, unsere Klienten. Diese ist erfreulicherweise 
sehr positiv. Bereits vor einem Jahr stellten uns 500 befragte 
Unternehmer ein hervorragendes Zeugnis aus. Wir haben 
die Spectra-Umfrage neuerlich gestartet und wollen das 
jährlich wiederholen. Zum Ergebnis vom Oktober 2013: 
Der Ruf der Steuerberater ist nach wie vor sehr gut, auch 
im Vergleich zu konkurrenzierenden Berufen wie Rechts-
anwälten, Buchhaltern oder Unternehmensberatern. 84 % 
der Befragten beurteilen die Leistungen der Steuerberater 
mit sehr gut oder gut. Ausbildung, Vertrauenswürdigkeit 
und fachliches Know-how stehen an der Spitze der Eigen-
schaften, die mit Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern in 
Verbindung gebracht werden. Verbesserungspotenzial zeigt 
die Studie bei der Frage auf, ob die Wirtschaftstreuhänder 
Fehlentwicklungen frühzeitig erkennen. Hier wünschen sich 
Klienten ein früheres Tätigwerden.

Dass Klienten mit unserer Arbeit zufrieden sind, zeigt 
sich auch in den Antworten auf die gestellte Frage nach 
der Dauer der Zusammenarbeit. Mit durchschnittlich  
15 Jahren liegen Steuerberater an der Spitze aller beraten-
den Berufe. Aber nicht nur Steuerberater schneiden in der 
Spectra-Umfrage hervorragend ab. Auch mit der Arbeit der 
Wirtschaftsprüfer zeigen sich die Klienten zufrieden. Das 
könnte manche überraschen, weil das Verhältnis zwischen 
Prüfer und Geprüftem nicht immer friktionsfrei verlaufen 
kann. Tatsächlich wächst das Vertrauen mit der Intensität 
der Zusammenarbeit. Je mehr Erfahrung die Unternehmen 
sammeln, umso positiver die Beurteilung.

Berufsstand wird weiblicher 
2013 konnten wir den Trend fort-
setzen und weiter wachsen. Mit 
Stand Oktober weist die KWT 
6.895 Personen als Mitglieder aus. 
Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet 
das ein Plus von 3,3 % nach knapp 
3 % im Jahr zuvor. 1.908 Personen 
oder 28 % der Mitglieder haben zu-
sätzlich auch die Berufsbefugnis des 
Wirtschaftsprüfers, ein Plus von 2 

%. 4.989 Personen sind Steuerberater, ein Plus von 2,5 %. 
Der Beruf des Steuerberaters ist nach wie vor interessant. 
Die Zahl der Berufsanwärter stieg um 1,9 % auf 2.832. Im 
Jahr zuvor betrug der Zuwachs noch 2,5 % und ein Blick 
nach Deutschland deutet an, dass der Trend zum niedrige-
ren Wachstum anhält. Immer mehr Frauen interessieren sich 
für unseren Beruf: Bei den Berufsanwärtern sind sie mit 57 
% bereits deutlich in der Mehrheit. Auch der Blick in die 
Umsatzstatistik bestätigt ein stetiges Wachstum: 2012 wur-
den Umsätze von 2,1 Milliarden Euro gemeldet. Das sind 
um 3,1 % mehr als im Jahr zuvor. Inflationsbereinigt betrug 
das jährliche Wachstum in diesem Zeitraum 1,5 %. Im Jahr 
2012 waren es noch 0,7 %.

Im Zuge der Diskussion um das A-QSG und die Arbeit 
des AeQ ist der Wunsch entstanden, aktuelle Themen dis-
kutieren zu können. Wir haben deswegen ein Diskussions-
Forum auf der KWT-Homepage eingerichtet. Angeboten 
werden derzeit drei Themen, nämlich A-QSG, Finanzpo-
lizei und Steuerreformplan. Bitte machen Sie von diesem 
Angebot Gebrauch. 	 n

34/2013

Zum Autor
Klaus Hübner  
ist Präsident  
der ÖGWT
klaus.huebner@ 

huebner.at 

Politik und Wirtschaft 
brauchen uns

Klaus hübner über den Berufsstand, der wächst und weiblicher wird. 

Ich glaube, dass wir noch viel 
Arbeit vor uns haben, wenn es 

darum geht, klarzumachen, 
welche Leistungen wir für  

Klienten erbringen können.



So kommen Sie

in die Medien!

MEDIEN UND JOURNALISTEN
FÜR PR UND WERBUNG
IN ÖSTERREICH

V
Ö

Z

Bestellen Sie jetzt Ihr
Pressehandbuch 2013 und Ihren Online-Zugang!

Tel. (01) 531 61-461, Fax (01) 531 61-666, E-Mail: pressehandbuch@manz.at

Kostenloser Testzugang unter www.pressehandbuch.at erhältlich.

Pressekontakte und Mediadaten
für Ihren Kampagnen-Erfolg!

Ihr handlicher Überblick

■ rund 3.700 Medien

■ Mediadaten, Anzeigentarife,

 Ansprechpartner für Ihre Werbung

■ Journalisten für Ihre PR

Die Medien- und Journalisten-Datenbank

■ Presseverteiler erstellen und exportieren

■ Mediadaten und Tarife vergleichen

■ aktuelle Sonderthemen

■ inklusive kostenlosem Mobile-Zugang

Hohe Benutzerfreundlichkeit

■ Kontakte sperren

■ Aktualisierungen abrufen

■ Suche verfeinern

■ Dublettenfi lter
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	 3	 brandaktuell Klaus Hübner über den Berufsstand,  
		  der wächst und weiblicher wird. 

	 6	 �kurznotizen Aktuelles aus der ÖGWT und Wirtschaft.

	 8	 �personality Karin Pollack über den neuen obersten  
Bilanzpolizisten in Österreich: Rudolf Jettmar. 

	10	 �schwerpunkt Hubert W. Fuchs über alle wichtigen steuerlichen 
Neuerungen, die 2014 auf uns zukommen. 

16		 praxis Erik Malle und Alexander Wagner über das Steuerabkom-	
		  men mit der Schweiz und die Straffreiheit der freiwilligen Meldung. 

18		 BRENNPUNKT FINANZ Herbert Houf über die Erleichterungen für 	
		  die Wiederaufnahme auf Antrag. 

21		 service-netzwerk Über den Relaunch der ÖGWT-Homapage. 

26		 Junge Ögwt Über die Seminarreihe der Jungen ÖGWT Tirol. 

28		 BERufsanwärter Nora Knoblechner über die wichtigsten  
		  Fragen zum Arbeitseinstieg als Berufsanwärter. 

29		 Wirtschaftsprüfer Thomas Schaffer fragt: Sind Sie fit für die 	
		  „Bilanzpolizei“?

31	�	 im Fokus Thomas Keppert über das BMF zur Ausschüttungsfiktion 	
	 bei Umwandlungen. 

32		 Softskills Martin Spornberger über das Rechtsmittel als  
		  Kommunikationsmittel und die Art und Weise seiner Ausführung. 

33		 KNOW-how Fachliteratur aus dem Wirtschafts- und Steuerrecht.

35		 FRAGEbogen Sind Sie gut beraten? 13 Fragen zum  
		  eigenen Steuerberater. Beantwortet von Moderator Eugen Freund. 

37 	Officetools Neuigkeiten aus der Hightech-Welt.

38 	�terminvorschau Alle wichtigen Veranstaltungen.

Wir sind wieder gewachsen – und nicht nur das: Wir 
werden auch immer attraktiver – und nicht nur 

für den Nachwuchs. Immer mehr Frauen interessieren 
sich für den Beruf des Steuerberaters und Wirtschafts-
prüfers. Auch das hat im Oktober das Marktforschungs-
institut Spectra erhoben. Und das ist sehr erfreulich, wie 
auch die Tatsache, dass unsere Imagewerte trotz vermehr-
ter Medienberichterstattung über diverse Finanzskandale 
weiterhin sehr gut sind. 

Dass wir in der ÖGWT uns um dieses positive Bild sehr 
bemühen und auch hart daran arbeiten, beweist hoffent-
lich auch die Ihnen vorliegende aktuelle Ausgabe unserer 
Zeitschrift persaldo, die sich für Sie unter anderem mit fol-
genden Themen befasst hat: Die Journalistin Karin Pollack 
hat den neuen Vorsitzenden der frisch eingerichteten Ös-
terreichischen Prüfstelle für Rechnungslegung (OePR), Ru-
dolf Jettmar, besucht. Lesen Sie (auf Seite 8), was den neuen 
obersten Bilanzpolizisten an seiner neuen Aufgabe reizt.

In bewährter Tradition hat unser verdienter Kollege 
Hubert W. Fuchs für Sie in Richtung Jahresende wieder 
alle wichtigen steuerlichen Neuerungen für das kommen-
de Jahr 2014 zusammengetragen. Diese gute Übersicht 
finden Sie in unserer letzten Schwerpunkt-Geschichte des 
heurigen Jahres ab Seite 10. 

Dass die ÖGWT stets bemüht ist, am Puls der Zeit zu 
sein, beweist auch der Relaunch unserer Homepage, den 
wir Ihnen in unserer Rubrik Servicenetzwerk (Seite 21) 
näher erläutern. Ab sofort ist die ÖGWT nicht nur mo-
biler, sondern auch auf Facebook und Twitter vertreten. In 
diesem Sinne: Bitte liken Sie uns, wir freuen uns über jede 
Ihrer Anregungen, egal ob via soziale Netzwerke oder auf 
traditionellem Weg! 

Bleibt mir nur noch Ihnen eine möglichst entspannte Vor-
weihnachtszeit zu wünschen, ein frohes Fest und einen gu-
ten Start in das neue Jahr 2014!

Herzlichst,
Ihr Klaus Hübner
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Immer attraktiver!
Liebe Kolleginnen und Kollegen!
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Neuigkeiten und aktuelle meldungen aus der finanzwelt

Routinefehler 
ausgeschlossen  
praxis. Bilanzierungscheckliste 2014

www.oegwt.at 
service. Unsere Website für Ihr Smartphone

Unsere Website wurde einem Redesign unterworfen. Gleichzeitig haben 
wir www.oegwt.at speziell für mobilie Geräte optimiert, damit Sie uns 

jederzeit unterwegs besuchen können. Sie ist kompakt, überschaubar und 
einfach zu bedienen. Wussten Sie, dass Sie auf Ihrem iPhone oder iPad gern 
besuchte Webseiten wie ein App-Symbol auf Ihrem Startbildschirm ablegen 
können? Dazu einfach „Safari“ öffnen, die gewünschte Seite besuchen, in 
der unteren Menüleiste das Symbol mit dem Pfeil in der Mitte auswählen 
und auf „Zum Home-Bildschirm“ tippen. Danach wird eine Verknüpfung 
auf Ihrem Startbildschirm abgelegt, die wie ein App-Icon aussieht, und 
Sie sind damit nur einen Fingertipp von unserer Website www.oegwt.at 
entfernt. Wir freuen uns auf Ihren Besuch. Übrigens gibt es uns auch auf 
Facebook mit Tipps und Impressionen zu den Veranstaltungen. 

Alle ÖGWT-Mitglieder bekommen zu Jahresbeginn 
kostenlos den Arbeitsbehelf „Bilanzierungscheckliste 

2014“ zur Erstellung der aktuellen Bilanz, G&V und der 
Mehr-Weniger-Rechnung. Die Checkliste wird jährlich 
von Experten überarbeitet und berücksichtigt alle aktuellen 
gesetzlichen Vorschriften für die Jahresabschlussarbeiten. So 
können Sie sicherstellen, dass sich keine Routinefehler ein-
schleichen, und Ihre Jahresabschlüsse haben einen qualitativ 
hochwertigen Level. Die ÖGWT wünscht viel Freude mit 

dem Arbeitsbehelf. Weitere Ex-
emplare können zum Stückpreis 
von EUR 5,– + Versandspesen 
im ÖGWT-Sekretariat unter 
01/315 45 45 oder per E-Mail: 
service@oegwt.at erworben 
werden.  
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Für unsere Klienten
praxis. Der neue Klientenleitfaden 2014

Kleine Aufmerksamkeiten erhalten die 
Freundschaft, heißt es, und sichern 
den Erfolg nachhaltig. Pflegen Sie 
Ihren Stammklienten und bedanken 
Sie sich im neuen Jahr mit dem 
praktischen „ÖGWT-Klientenleitfaden 
2014“ für das Vertrauen, das er in Sie 
setzt. Ein Grund für einen Steuerbera-
terwechsel, ergeben Nachfragen, ist 
u.a. zu wenig aktive Information durch 
den Steuerberater und dass sich der 
Klient als „Routinefall“ fühlt. Geben 

Sie Ihren Klienten gleich zu Beginn des Jahres den 
ÖGWT-Klientenleitfaden in die Hand und Ihr Klient erhält 
alle wichtigen Informationen, die er haben muss. Der 
Klientenleitfaden ist ein Auszug aus dem Leitfaden für 
Steuern & Sozialversicherung.

Die ÖGWT bietet Ihnen den Klientenleitfaden 2014 
inklusive Ihrem individuellen Design, und das zu einem 
Vorteilspreis für ÖGWT-Mitglieder (20% Nachlass). Wir 
machen Ihnen gerne unter Angabe einer Stückzahl ein 
Angebot. Bitte schicken Sie uns einfach ein E-Mail an 
service@oegwt.at oder rufen Sie unsere Generalsekre-
tärin Mag. Sabine Kosterski unter 0664/12 77 955 an.
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Inkl CD-ROM 
mit allen wesentlichen Richtlinien

Das �Gesetzbuch Steuerrecht� beinhaltet die wesentli-

chen Steuergesetze und Verordnungen unter Berück-

sichtigung folgender Novellen: 

VERLAG 
ÖSTERREICH

Tel.: +43-1-680 14-0

Fax: +43-1-680 14-140

order@verlagoesterreich.at

www.verlagoesterreich.at

Fuchs (Hrsg)
Gesetzbuch Steuerrecht
inkl CD-ROM

Gesetzbuch
14. Auflage, 1297 Seiten, broschiert
ISBN 978-3-7046-6436-5
Erscheinungsdatum: 20. 2. 2013

� 17,50; Abo- und Hörerscheinpreis: � 14,�
Versandkostenfrei bestellen auf:
www.verlagoesterreich.at
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Die ÖGWT bedankt sich herzlich bei ihren 
Mitgliedern und wünscht allen Kolleginnen und 
Kollegen ein frohes Fest und einen guten Rutsch 
ins neue Jahr 2014.

Frohe Weihnachten! 
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Gratulation
Kollegen. Die ÖGWT gratuliert
zum Berufsjubiläum

Erich Reinhardt – 30-jähriges. Der Wiener 
feierte am 14. Juli sein Berufsjubiläum. In seiner 
Freizeit betreibt er Krafttraining, um beweglich zu 
bleiben. Eine Leidenschaft von ihm ist auch der 
Tanzsport. Die ÖGWT wünscht alles Gute.

Christine Hapala – 30-jähriges. Die Wienerin 
feierte am 14. Juli ihr Berufsjubiläum. Ihre Freizeit 
verbringt sie gerne mit ihrer Familie, Freunden, auf 
Reisen und auf Facebook. Die ÖGWT gratuliert. 

Herbert Huber – 40-jähriges. Der Salzburger 
feiert im Dezember Berufsjubiläum. Er ist nebenbei 
als Fachvortragender und StB-Prüfungskommissär 
tätig. Die Freizeit verbringt er mit Gesang, Wander-
reisen und im Lions-Club. Die ÖGWT gratuliert.

Annemarie Pippan – 30-jähriges. Die Vil-
lacherin feiert im Dezember Berufsjubiläum. Kraft 
für den Beruf geben die Familie und das Golfen. 
Freude findet sie in der Zusammenarbeit mit Kli-
enten und Mitarbeitern. Die ÖGWT gratuliert. 

Andreas Krejca – 30-jähriges. Auch der 
Wiener begeht im Dezember das Berufsjubiläum. 
Mit seiner Frau ist er seit 25 Jahren ein erfolgreiches 
Team in einer Kanzlei. Tanzen, Theater und Reisen 
geben ihm Kraft. Die ÖGWT wünscht alles Gute. 

Alfred Schmid – 20-jähriges. Der Tiroler feiert 
am 22. Dezember sein Berufsjubiläum. Ener-
gien für den Beruf gibt dem dreifachen Vater die 
Familie. Zurzeit betreut er die U11 des örtlichen 
Fussballclubs. Die ÖGWT gratuliert herzlich. 

Gabriele Grader – 20-jähriges. Die Wienerin 
feiert am 15. Dezember ihr Berufsjubiläum. Privat 
beschäftigt sie sich mit Sozialgeschichte. Fit hält sie 
sich mit Wandern. Die ÖGWT gratuliert herzlich. 

Andreas Mader – 20-jähriges. Im Dezember 
begeht er sein Berufsjubiläum. Die Familie ist ihm 
wichtig. Mit Mountainbiken, Bergwandern, Ski-
laufen hält sich er sich fit. Die ÖGWT gratuliert.

Sanela Rovcanin – 10-jähriges. Die Wie-
nerin feiert im Dezember Berufsjubiläum. Trotz 
dreifacher Mutterrolle steht sie voll im Berufsle-
ben. Ihre knappe Freizeit widmet sie dem Lesen, 
Kochen, Musikhören und der Natur. Die ÖGWT 
gratuliert herzlich. 
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Herzlichen Glückwunsch!
Kollegen. Die ÖGWT gratuliert herzlich zum Geburtstag

Hans-Rainer Loacker 
– 70 Jahre. Der Tiroler 
feierte am 14. Oktober 
seinen 70. Geburtstag. 
Er genießt seine Zeit mit 
der Familie und Freun-

den. Die ÖGWT wünscht alles Gute.

Manfred Müllner –  
70 Jahre. Auch der 
Linzer beging am  
4. November seinen 
70er. Fit hält er sich 
Sport. Als Funktionär 

engagiert er sich als stellvertretender 
Präsident des OÖ Tischtennisver-
bandes. Auf den wöchentlichen Besuch 
seiner 7-jährigen Enkeltochter freut er 
sich immer. Die ÖGWT gartuliert. 

Franz Zwickl –  
60 Jahre. Der Wiener 
feierte am 11. Novem-
ber den 60er. In seiner 
Freizeit ist er am liebsten 
in der Natur. Beim 

Wandern und Skifahren mit Familie 
und Freunden kann er gut entspannen. 
Die ÖGWT gratuliert. 

Josef Klotz – 60 Jah-
re und 10-jähriges 
Berufsjubiläum. Der 
spät berufene Tiroler be-
ging am 29. November 
seinen 60er und feiert 

am 10. Dezember 10-jähriges Berufsju-
biläum. Seit Kindheitstagen begeistert 
ihn das Bergsteigen und Schitourenge-
hen. Die ÖGWT gratuliert.

Walter Lazelsber-
ger – 50 Jahre. Der 
Oberösterreicher feierte 
am 3. November seinen 
50er. Er genießt sein 
erholsames Hobby am 

eigenen Fischteich. Viel Freude und 
Ausgleich findet er in seiner immer grö-
ßer werdenden Familie. Die ÖGWT 
gratuliert.

Heinz Harb – 50 Jah-
re und 20-jähriges 
Berufsjubiläum. Der 
Grazer, lebend in Wien, 
feiert am 21. Dezember 
seinen 50er. Im Juli be-

ging er 20-jähriges Berufsjubiläum. Für 
die ÖGWT-Kollegenschaft setzt er sich 
u.a. im Fachsenat für Betriebswirtschaft 
ein. Ausgleich findet er in der Natur. 
Die ÖGWT wünscht alles Gute.

Gerhard 
Marterbauer – 
50 Jahre und 20-jäh-
riges Berufsjubiläum. 
Der Wiener feierte am  
2. November seinen 50er 

und begeht im Dezember 20-jähriges 
Berufsjubiläum. In der ÖGWT enga-
giert er sich für die Wirtschaftsprüfer. 
Die ÖGWT dankt ihm für sein Enga-
gement und gratuliert sehr herzlich. 

Oliver Ginthör –  
50 Jahre. Der Wiener 
beging am 25. Novem
ber seinen 50. Ge-
burtstag. Die ÖGWT 
gratuliert herzlich. 

Bernhard Winter –  
40 Jahre. Der Wiener 
feierte am 21. November 
seinen 40er. Als Eigen-
tümer einer stark wach-
senden Kanzlei meistert 

er es gekonnt, Beruf und Familie unter 
einen Hut zu bringen. Seine private 
Zeit verbringt er mit seiner Frau und 
den Kindern. Die ÖGWT gratuliert.

Vera Eibinger –  
40 Jahre. Die Ju-
denburgerin feierte im 
November ihren 40er 
und erhielt am 3. April 
ihre Steuerberaterbe-

fugnis. Ihre Freizeit verbringt sie mit 
Lesen und mit ihren drei Kindern 
beim Spielen und auf Ausflügen. Die 
ÖGWT gratuliert. 



Die Adresse ist brandneu. Vor zwei 
Wochen hat die Österreichische 

Prüfstelle für Rechnungslegung (OePR) 
das neue Büro in der Argentinier- 
straße 22 bezogen. Ein schmuckloser 
Bau aus den 1960er-Jahren. Im Erd-
geschoß ist die Botschaft von Turkme-
nistan, ein Stockwerk darüber werden 
künftig die Bilanzen jener 140 Unter-
nehmen geprüft, die an der Wiener Bör-
se notieren. „Das ist kein Selbstzweck, 
sondern eine zusätzliche Sicherheit für 
Aktionäre“, sagt Rudolf Jettmar, der es 
mit seiner Mannschaft schaffen will, jede 
Aktiengesellschaft im Laufe von drei bis 
fünf Jahren einmal auf Herz und Nieren 
durchzuchecken. „Oft werden die Zah-
len in Bilanzen ja aus Nichtwissen nicht richtig dargestellt, es 
werden Dinge verschwiegen oder Auslegungsmöglichkeiten 
ausgenutzt“, sagt er. Darauf wird er in Zukunft ein Auge ha-
ben. Österreich war das letzte EU-Land, in dem diese Prüfstelle 
eingerichtet wurde – per EU-Verordnung. Jettmar, seit 2012 in 
Pension, hat sich für den Job beworben. „Nichtstun ist nicht 
meine Sache“, sagt er. Die meisten Räumlichkeiten im neuen 
Büro sind noch nicht bezogen. Es riecht nach frischer Farbe, die 
Möbel wurden gerade geliefert, auch Zucker für den Kaffee gibt 
es noch nicht. Aber alles wird kommen. Rudolf Jettmar ist die 
Ruhe in Person. Die Idee, etwas Neues zu beginnen, reizt ihn. 
Er hat das schon ein paar Mal im Leben gemacht.

In den Startlöchern
Die biografischen Eckpfeiler des Finanzexperten: Jettmar wur-
de 1947 in Wien geboren und wuchs im dritten Bezirk auf. In 
die Schule ging der Vorzugsschüler „sehr ungern“, wie er sagt, 
viel lieber wäre ihm gewesen, sich nur mit Geschichte, Philo-
sophie und alten Sprachen zu befassen. „Latein kann ich noch 
heute übersetzen“, lacht er. Nach der Matura 1965 und einem 
Jahr – „ungern“ – beim Bundesheer inskribierte er am Wiener 
Juridicum, entschloss sich, weil er sich stark für wirtschaftliche 
Belange interessierte, nach Abschluss des Studiums an der Wie-
ner Wirtschaftsuniversität sein Wissen zu erweitern. „Das Geld 
verdienten ich und meine Freunde nachts als Croupiers im Ka-
sino“, erzählt er. Tagsüber lernten sie. In dieser Zeit entdeckte 
Jettmar seine Vorliebe für Steuerrecht. Nach seinem Abschluss 

in den 1970er-Jaren begann er in Steu-
erberatungskanzleien zu arbeiten. „Ich 
habe mit Kassenbüchern begonnen“, 
sagt er. 1982 wurde er Wirtschaftsprüfer.

Dann verließ er den eingeschlagenen 
Pfad. Ein Angebot als Vorstand der Ös-
terreichischen Verkehrskreditbank ließ 
ihn in eine neue Branche wechseln, die 
ihn für die kommenden 17 Jahre halten 
sollte. Als Bank der Österreichischen 
Bundesbahnen war Jettmar sowohl für 
Finanz und Recht, aber auch für Kun-
den verantwortlich. Sein größter Erfolg: 
Der erste Sparbuchautomat in großen 
Bahnhöfen, die von Pendlern aktiv ge-
nutzt wurden. „Das war ein Highlight zu 
einem frühen Zeitpunkt“, sagt er stolz. 

Sich immer wieder neu erfinden
1999 erfand Jettmar sich ein zweites Mal neu und wechselte 
als Finanzvorstand in die Post AG. „Ich hatte Kraft für eine 
schwierige Mission, und ja, sie war schwierig“, erinnert er sich. 
Telekom Austria und Post mussten getrennt, bürokratische 
Strukturen aufgeweicht werden. In der Ära Schüssel wurde der 
Auftrag, die Post an die Börse zu bringen, seine Mission, ein 
Abbau von Mitarbeitern war unumgänglich. Als Postchef An-
ton Wais 2009 überraschend den Hut nahm, übernahm Jett-
mar für sechs Monate dessen Agenden. „Es war die Lehmann-
Pleite und eine schwierige Zeit“, sagt er. Stolz ist er, dass er 
trotzdem das neue Postmarktgesetz durchboxte und mit einem 
reformierten Kollektivvertrag die Post konkurrenzfähig hielt. 
„Ich arbeite effizient und mache nur Dinge, die etwas bringen“, 
lautet Jettmars Leitsatz. Dass er für seine neue Herausforderung 
Geduld braucht, weiß er. In Deutschland konnte die vergleich-
bare Behörde Bilanzfehler von 35 auf 15 % reduzieren.

Was er macht, wenn er nicht arbeitet? Mit seiner Frau, sei-
ner Tochter oder dem Enkelkind sein. Und sonst? Jettmar zö-
gert: „Meine Musikrichtung ist Hard Rock und Heavy Metal.“ 
Er ist ein 68er. Seine Frau auch. Gemeinsam waren sie im Juni 
bei Iron Maiden und haben noch kein Rolling Stones-Konzert 
verpasst. Als die Post AG Rudolf Jettmar in die Pension ver-
abschiedete, hat man ihm eine signierte Gitarre von AC/DC 
geschenkt. Ob sie in die Argentinierstraße einziehen wird, steht 
noch nicht fest.	 n

Rudolf Jettmar

Oberster Bilanzpolizist
PORTRÄT. Rudolf Jettmar hat am 1. September offiziell sein neues Amt als Vorsitzender der 
Österreichischen Prüfstelle für Rechnungslegung (OePR) aufgenommen. Von Karin Pollack
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Stabilität und Sicherheit.

OESTERREICHISCHE NATIONALBANK
E U R O S Y S T E M

AnalystIn für die Bankenaufsicht im Rahmen der zukünftigen europäischen Bankenunion
Referenzbezeichnung 1455

 n Ihre Aufgaben:
•  Mitarbeit bei der Entwicklung und Umsetzung der Europäischen Bankenunion
•  Eigenverantwortliche wirtschaftliche Analyse von österreichischen Großbanken sowie deren Tochterbanken im In- und Ausland
•  Zusammenarbeit mit der FMA, der EZB und den lokalen Aufsichtsbehörden in Zentral- und  Osteuropa, inklusive Beurteilung der Angemessenheit der Kapital ausstattung 

im Rahmen der Säule 2
•  Mitarbeit in der Beurteilung von Sanierungs- und Abwicklungsplänen von österreichischen  Großbanken
•  Ansprechperson für Kreditinstitute und deren Wirtschaftsprüfer

 n Fachliche Anforderungen:
•  Abgeschlossenes wirtschaftswissenschaftliches, juristisches, naturwissenschaftliches oder  vergleichbares Studium
•  Mehrjährige Erfahrung in der Wirtschaftsprüfung, im Risikomanagement oder Rechnungswesen von Großbanken und / oder in der Finanzmarkt- und Bankenanalyse
•  Erfahrung in der internationalen Zusammenarbeit innerhalb eines Bankkonzerns und / oder mit internationalen Institutionen
•  Gute Kenntnisse in Bezug auf Bankenrechnungslegung- sowie internationale Rechnungslegung
•  Grundkenntnisse der regulatorischen Rahmenbedingungen für Banken und der diesbezüglichen internationalen Entwicklungen sowie des Risikomanagements der Banken
•  Sehr gute Englischkenntnisse in Wort und Schrift sowie sehr gute EDV-Anwenderkenntnisse (Microsoft Office)

Senior AnalystIn für die Begutachtung von Sanierungs- und Abwicklungsplänen
Referenzbezeichnung 1453

 n Ihre Aufgaben:
•  Begutachtung von Sanierungs- und / oder Abwicklungsplänen österreichischer  Kreditinstitute/-gruppen
•  Erarbeitung von Maßnahmen im Rahmen der Bankensanierung und -abwicklung und ihre Durchsetzung gegenüber Banken
•  Im Rahmen der allgemeinen Aufsichtstätigkeit über Banken, Einbringen von spezifischen Insolvenz- und Abwicklungs-Knowhow in das Team
•  Mitwirkung an behördlichen Verfahren in Zusammenarbeit mit der FMA

 n Fachliche Anforderungen:
•  Abgeschlossenes wirtschaftswissenschaftliches, juristisches oder vergleichbares Studium
•  Erfahrung mit der Sanierung und Restrukturierung von Unternehmen, insb. Banken
•  Erfahrung in der Unternehmens- und Portfoliobewertung
•  Kenntnis von Finanzinstrumenten sowie ihrer Bewertung
•  Erfahrung mit insolvenzrechtlichen Themenstellungen sowie gute Kenntnisse des BWG
•  Fundierte Kenntnisse der Bankrechnungslegung (UGB, IFRS)
•  Sehr gute Kenntnisse der einschlägigen nationalen und internationalen rechtlichen Rahmendbedingungen zum Bankwesen
•  Sehr gute Englischkenntnisse in Wort und Schrift sowie sehr gute EDV-Anwender kenntnisse (Microsoft Office)

Vor-Ort-PrüferIn
Referenzbezeichnung 1454

 n Ihre Aufgaben:
•  Durchführung von Vor-Ort-Prüfungen bei österreichischen Kreditinstituten sowie deren Tochterinstituten im In- und Ausland
•  Beurteilung von Systemen und Prozessen im Gesamtbankrisikomanagement von Kreditinstituten
•  Bewertung von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten von Kreditinstituten
•  Beurteilung der Anrechenbarkeit und Werthaltigkeit von Sicherheiten sowie der Angemessenheit von Risikovorsorgen

 n Fachliche Anforderungen:
•  Abgeschlossenes wirtschaftswissenschaftliches, juristisches, naturwissenschaftliches oder vergleichbares Studium
•  Mehrjährige Berufserfahrung im Bereich des operativen und/oder strategischen  Risikomanagements in Kreditinstituten (insb. im Bereich des Problemkredit managements)
•  Erfahrung als Wirtschaftsprüfer (insb. im Bankenbereich) wünschenswert
•  Erfahrung im Bereich von Bonitätsbeurteilungssystemen und Kreditsicherheiten
•  Ausgezeichnete Kenntnisse der Bankenrechnungslegung (UGB, IFRS)
•  Sehr gute Kenntnisse der einschlägigen nationalen und inter nationalen rechtlichen  Rahmenbedingungen zum Bankwesen
•  Sehr gute Englischkenntnisse in Wort und Schrift sowie sehr gute  EDV-Anwenderkenntnisse (Microsoft Office)

Ein stabiles und sicheres Banken- und Finanzsystem ist im Interesse der österreichischen Bevölkerung. Im Vordergrund stehen Analysen der einzelnen Banken 
bzw. auch Analysen über die Stabilität des gesamten Finanzsystems. Im Zeitalter der Globalisierung wird zunehmend auch die grenzüberschreitende Überwachung 
der Banken und Finanzinstitutionen wichtiger. Dafür wurden von der Europäischen Union (EU) mit der Schaff ung der „Bankenunion“ die Weichen für eine 
einheitliche und effiziente Aufsicht über die wichtigsten Banken Europas geschaff en. Künftig werden unter der Führung der Europäischen Zentralbank (EZB) 
die nationalen Aufsichtsbehörden die Banken überwachen und damit die Stabilität des Finanzsektors sicherstellen. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben, zunehmend 
stärker auf der europäischen Ebene, sucht die Oesterreichische Nationalbank qualifizierte MitarbeiterInnen für die Bankenaufsicht.

Um sich näher über die fachunabhängigen Anforderungen der angeführten Positionen zu informieren, besuchen Sie bitte unsere Homepage. 

Das Jahresbruttogehalt beträgt abhängig von Qualifikation und Berufserfahrung mindestens € 36.500,-. Qualifizierte InteressentInnen mit EU-Staatsbürgerschaft 
bewerben sich bei der Oesterreichischen Nationalbank über unser Jobportal http://karriere.oenb.at

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung



Das Steuerjahr 2013 wurde durch folgende Gesetze 
geprägt:

 Finanzverwaltungsgerichtsbarkeitsgesetz 2012 
– FVwGG 2012 (BGBl. I 2013/14)

	 Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetz 2013 (BGB l. 
I 2013/33)

	 Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 – „Pendler
förderung“ (BGBl. I 2013/53)

	 Änderung des Stiftungseingangssteuergesetzes (BGBl. I 
2013/62)

	 Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 und des Be-
wertungsgesetzes 1955 (BGBl. I 2013/63)

	 Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz – Bundes
ministerium für Finanzen (BGBl. I 2013/70)

	 Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetz 2013 – GesRÄG 
2013 (BGBl. I 2013/109)

	 Änderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes […] 
(BGBl. I 2013/121)

	 Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz – Bundes-
ministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend (BGBl. I 
2013/129)

	 BG, mit dem […] das Investmentfondsgesetz 2011, das 
Immobilien-Investmentfondsgesetz, […] das Einkom-
mensteuergesetz 1988, das EU-Quellensteuergesetz und 
das Körperschaftsteuergesetz 1988 geändert werden […] 
(BGBl. I 2013/135)

	 Finanzstrafgesetz-Novelle 2013 – FinStrG-Novelle 2013 
(BGBl. I 2013/155)

	 Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 und des 
Investmentfondsgesetzes 2011 (BGBl. I 2013/156)

	 BG, mit dem […] das Immobilien-Investmentfondsge-
setz, das Investmentfondsgesetz 2011, […] das Stabilitäts-
abgabegesetz, […] geändert werden (BGBl. I 2013/184)

Weiters wurden die folgenden neuen Verordnungen bzw. Ver-
ordnungsänderungen verlautbart:
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Steuergesetze. Welche steuerlichen Neuerungen auf uns zukommen. 
Von Hubert W. Fuchs

4/2013

Steuerliche Neuerungen 

2013/ 2014



	 Siebente Änderung der FinanzOnline-Erklärungsver-
ordnung (BGBl. II 2013/40)

	 Änderung der Lohnkontenverordnung 2006 (BGBl. II 
2013/84)

	 Änderung der VO zur Durchführung des AVOG 2010 
(BGBl. II 2013/110)

	 Land- und Forstwirtschaft-Pauschalierungsverordnung 
2015 – LuF-PauschVO 2015 (BGBl. II 2013/125)

	 VO über die Schlussbesprechung von Sozialversiche-
rungsprüfungen (BGBl. II 2013/182)

	 Änderung der Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzie-
rungsrisiko-VO (BGBl. II 2013/126 und 2013/267)

	 VO über die Kriterien zur Ermittlung des Pendlerpau-
schales und des Pendlereuros, zur Einrichtung eines 
Pendlerrechners und zum Vorliegen eines Familien-
wohnsitzes – Pendlerverordnung (BGBl. II 2013/276)

Die Umsatzsteuerbetrugsbekämpfungsverordnung (USt-
BetrugsV), ein Erlassentwurf betreffend Richtlinien zu Be-

schwerdevorentscheidungen und ein Erlass über die ertrag- 
und umsatzsteuerliche Beurteilung von Photovoltaikanlagen 
befinden sich derzeit in Begutachtung.

Nachfolgend werden die wichtigsten Änderungen 
im Steuerrecht für 2013/2014 zusammengefasst. Da das 
AbgÄG 2012 (BGBl. I 2012/112) bereits umfassend in der 
persaldo 4/2012, 10 ff behandelt wurde, wird auf die dies-
bezüglichen Änderungen nicht mehr eingegangen.

Weitere steuerliche Infos/Details können Sie dem beilie-
genden Arbeitsbehelf entnehmen; darüber hinaus enthält 
der Arbeitsbehelf nützliche Übersichten zum Soziaversiche-
rungsrecht, welche Dr. Stefan Steiger zusammengefasst hat.

1.	ES tG
Zuschuss des Arbeitgebers für Kinderbetreuung
Arbeitgeber können allen Arbeitnehmern oder bestimmten 
Gruppen davon einen Zuschuss für die Kinderbetreuung 
gewähren, der bis zu € 500,– jährlich pro begünstigtem 
Kind steuerfrei ist (§ 3 Abs. 1 Z 13 lit. b EStG). Im Rahmen 
des Sozialversicherungsrechts ist ein derartiger Zuschuss ge-
mäß § 49 Abs. 3 Z 11 ASVG in unbegrenzter Höhe von 
Sozialabgaben befreit. Um die Möglichkeit der steuerfreien 
Förderung der Kinderbetreuung auszuweiten, wurde der 
Höchstbetrag mit BGBl. I 2013/135 vom 29.7.2013 von  
€ 500,– auf € 1.000,– pro Kalenderjahr angehoben (ab 
1.1.2013; § 124b Z 247 EStG).

Pendlerförderung
Mit BGBl. I 2013/53 vom 20.3.2013 wurde die „Pendlerför-
derung“ rückwirkend ab 1.1.2013 ausgeweitet.

Das Pendlerpauschale i.S.d. § 16 Abs. 1 Z 6 EStG 
kommt nunmehr anteilig auch für teilzeitbeschäftigte Ar-
beitnehmer zur Anwendung. Pendlern steht zusätzlich zur 
Pendlerpauschale der Pendlereuro, der abhängig von der 
Entfernung zum Arbeitsplatz ist und als Absetzbetrag aus-
gestaltet ist, zur Verfügung (§ 33 Abs. 5 Z 4 EStG).

Für Pendler mit niedrigem Einkommen, die nicht der 
Einkommensteuer unterliegen, wurde die Negativsteuer an-
gehoben (§ 33 Abs. 9 EStG). Pendlern, die einer Einkom-
mensteuer bis maximal € 290,– unterliegen, steht ein Pend-
lerausgleichsbetrag zu (§ 33 Abs. 5 Z 5 i.V.m. Abs. 9a EStG).

Wird dem Arbeitnehmer ein arbeitgebereigenes Kraft-
fahrzeug für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstät-
te zur Verfügung gestellt, steht kein Pendlerpauschale und 
kein Pendlereuro zu (§ 16 Abs 1 Z 6 lit b EStG).

Im Übrigen kann nunmehr das Jobticket auch Arbeit-
nehmern ohne Anspruch auf Pendlerpauschale vom Arbeitgeber 
steuerfrei zur Verfügung gestellt werden (§ 26 Z 5 lit. b EStG). 

Hinsichtlich Details siehe Seite 12 und Arbeitsbehelf.

Pendlerverordnung
Mit BGBl. II 2013/276 vom 19.9.2013 wurde die „Verord-
nung der Bundesministerin für Finanzen über die Kriterien 
zur Ermittlung des Pendlerpauschales und des Pendlereu-
ros, zur Einrichtung eines Pendlerrechners und zum Vorlie-
gen eines Familienwohnsitzes“ erlassen, welche (frühestens) 
ab 1.1.2014 anzuwenden ist.
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Der steuerfreie 
Zuschuss des 

Arbeitgebers für die 
Kinderbetreuung 

wurde auf € 1.000,– 
pro Kalenderjahr 

angehoben.



Kernstück der Pendlerverordnung ist die Änderung der 
Zumutbarkeitskriterien für die Benützung von Massenbeför-
derungsmitteln und die Einführung eines Pendlerrechners.

Hinsichtlich Details siehe Arbeitsbehelf.

Lohnkonto
Auf Grund der Änderung der Lohnkontenverordnung 2006 
(BGBl. II 2013/84) sind u.a. auch folgende Daten fortlaufend 
in das Lohnkonto einzutragen:

	 der Pendlereuro gemäß § 33 Abs. 5 Z 4 EStG (§ 1 Abs. 1  
Z 6 der VO),

	 die Kalendermonate in denen dem Arbeitnehmer ein ar-
beitgebereigenes Kraftfahrzeug für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte zur Verfügung gestellt wird (§ 1 
Abs. 1 Z 13 der VO).

LuF-PauschVO 2015
Mit BGBl. II 2013/125 vom 10.5.2013 wurde eine neue Pau-
schalierungsverordnung für die Land- und Forstwirtschaft 
erlassen. Die VO tritt jedoch erst mit 1.1.2015 in Kraft und 
ist erstmals für Veranlagungszeiträume anzuwenden, für die 
gemäß § 20c BewG festgestellte Einheitswerte gemäß § 20 
Abs. 3 BewG erstmalig anzuwenden sind (siehe § 17 der VO).

2.	KS tG
Reduktion der Mindestkörperschaftsteuer
Da mit dem GesRÄG 2013 (BGBl. I 2013/109) ab 1.7.2013 
eine Absenkung der gesetzlichen Mindesthöhe des Stamm-
kapitals von GmbHs von € 35.000,– auf € 10.000,– erfolgte, 
hat dies auch Auswirkungen auf die Mindestbesteuerung 
(„MiKö“) von GmbHs:

	 Eine am 1.1.2014 neu gegründete GmbH hat folglich in die-
sem Jahr insgesamt € 500,– (5% von € 10.000,–) Mindest
körperschaftsteuer zu je einem Viertel am 15. Februar,  
15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten.

	 Hinsichtlich der Vorauszahlungsbescheide für ab dem 
1.7.2013 gegründete GmbHs sowie für das Jahr 2014 er-
folgt die Festsetzung der vierteljährlichen Vorauszahlungen 
für die Mindestkörperschaftsteuer bereits auf Grundlage 
des verminderten Mindeststammkapitals von € 10.000,–.

	 Ab dem 1.1.2014 entfällt die reduzierte Mindestbesteu-
erung für die ersten vier Kalendervierteljahre nach der 

Gründung (€ 273,– für jedes Kalendervierteljahr, insgesamt  
€ 1.092,–) auf Grund der generellen Absenkung des gesetz-
lichen Mindeststammkapitals gänzlich (§§ 24 Abs. 4 Z 3 
i.V.m. 26c Z 38 KStG). Auch im Hinblick auf Gründungen 
im Übergangszeitraum vom 1.7.2013 bis 31.12.2013 
kommt die reduzierte Mindestbesteuerung (€ 273,– für je-
des Kalendervierteljahr) nur noch dann zur Anwendung, 
wenn die reguläre Mindestbesteuerung höher ausfallen 
würde (siehe § 26c Z 38 KStG).

	 Für das Kalenderjahr 2013 sind für bereits vor dem 1.7.2013 
unbeschränkt steuerpflichtige GmbHs die bereits festgesetzten 
Vorauszahlungen nicht neu festzusetzen (§ 26c Z 39 KStG); 
in diesem Fall erfolgt ein Ausgleich im Rahmen der Veranla-
gung, sodass es zu keinem Nachteil für die GmbH kommt.

Freibetrag für begünstigte Zwecke ab 2013
Mit BGBl. I 2013/135 vom 29.7.2013 wurde der „Gemeinnüt-
zigkeitsfreibetrag“ i.S.d. § 23 Abs. 1 KStG von bisher € 7.300,– 
auf € 10.000,– angehoben (ab der Veranlagung 2013; § 26c Z 
42 KStG).

Steuerliche Erleichterungen für Vereine ab 2013
Nunmehr sind „kleine“ Vereinsfeste, die insgesamt maximal 
48 Stunden pro Jahr dauern – wie etwa Veranstaltungen von 
Freitag bis Sonntag –, umsatzsteuerbefreit. Die Abgrenzung zu 
„großen“ Vereinsfesten wurde in den VereinsR 2001 präzisiert 
und besteht nun grundsätzlich darin, ob die Veranstaltung von 
den Vereinsmitgliedern getragen wird. Die Besucheranzahl 
spielt hingegen keine Rolle mehr. Hinsichtlich Details siehe 
VereinsR 2001 Rz 306 und Rz 307.

Bisher durften nur bei „kleinen“ Vereinsfesten 20% der 
erzielten Betriebseinnahmen pauschal als Eigenleistung abge-
zogen werden. Diese Regelung gilt nunmehr auch für „große“ 
Vereinsfeste, sofern diese über eine steuerliche Ausnahmere-
gelung verfügen bzw. der jährliche Nettoumsatz aus solchen 
Festen € 40.000,– nicht übersteigt. Hinsichtlich Details siehe 
VereinsR 2001 Rz 346.

3.	AVOG  2010 – DV: Organisatorische Änderungen
Auf Grund des BGBl. II 2013/110 kam es ab 1.1.2013 zu 
folgenden organisatorischen Änderungen in der AVOG 
2010 – DV:
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Absetzbetrag

Pendlereuro 
(PE) – ab 
1.1.2013

Pendleraus-
gleichsbetrag 
(PEAB) – ab 
1.1.2013

Höhe pro Jahr

€ 2,–/km

€ 289,–
(mit Einschleif-
regelung)

Voraussetzungen

Ein Pendlereuro i.H.v. jährlich € 2,– pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte, wenn der Arbeitnehmer Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 EStG hat.
Für die Berücksichtigung des Pendlereuros gelten die Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. e bis j 
EStG entsprechend (§ 33 Abs. 5 Z 4 EStG).

Besteht Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 EStG und ergibt die Berechnung der 
Einkommensteuer nach § 33 Abs. 1 und 2 EStG eine Steuer von € 1,–, steht zusätzlich ein Pendleraus-
gleichsbetrag i.H.v. € 289,– zu, der auch zu einer Steuergutschrift führen kann. Der Pendlerausgleichs-
betrag vermindert sich gleichmäßig einschleifend zwischen einer Einkommensteuer nach § 33 Abs. 1 
und 2 EStG von € 1,– und € 290,– auf Null (§ 33 Abs. 5 Z 5 i.V.m. Abs. 9a EStG).



	 Das „Finanzamt Wien 3/11 Schwechat Gerasdorf“ und 
das „Finanzamt Wien 6/7/15“ wurden zum „Finanzamt 
Wien 3/6/7/11/15 Schwechat Gerasdorf“.

	 Sonderzuständigkeiten des vormaligen Finanzamtes Wien 
3/11 Schwechat Gerasdorf wurden dem Finanzamt Wien 
4/5/10 übertragen (siehe § 10 AVOG 2010 – DV).

	 Die Finanzpolizei wurde als besondere Organisationsein-
heit gemäß § 9 Abs. 3 AVOG 2010 mit Sitz in Wien und 
Dienststellen bei allen Finanzämtern eingerichtet (siehe  
§ 10b AVOG 2010 – DV).

4.	B ewG: Hauptfeststellung der Einheitswerte zum 	
	 1.1.2014
Für die Vorbereitung und Durchführung der Hauptfest-
stellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1.1.2014 
sind gesetzliche Regelungen notwendig, welche durch das 
AbgÄG 2012 (BGBl. I 2012/112) geschaffen wurden.

In Zukunft sind auch öffentliche Gelder i.S.d. § 35 
BewG i.d.F. AbgÄG 2012 bei der Einheitsbewertung zu 
berücksichtigen. Öffentliche Gelder i.S.d. § 35 sind (nur) 
wiederkehrende Direktzahlungen gemäß Art. 2 lit. d der 
VO (EG) 73/2009 i.d.F. der VO (EG) 1250/2009 vom 
30.11.2009 (33 v.H. des im Vorjahr ausbezahlten Betrages).

Soweit nach sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
Einheitswerte land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
heranzuziehen sind, sind Änderungen dieser Ein-
heitswerte anlässlich der Hauptfeststellung zum 
1.1.2014 für die Zeit vor dem 1.1.2017 nicht zu 
berücksichtigen (§ 86 Abs. 13 BewG i.d.F. 
AbgÄG 2012; siehe auch § 333 BSVG).

5.	F inStrG: Möglichkeit der Erbringung 
	 gemeinnütziger Leistungen
Der Vollzug einer Ersatzfreiheitsstrafe 
hat zu unterbleiben, wenn der 
Bestrafte gemeinnützige 
Leistungen (§ 3a StVG) 
erbringt. Darüber ist 
er in der Aufforderung 
zum Strafantritt zu in-
formieren, wobei ihm 
auch das Ausmaß der zu 
erbringenden gemeinnüt-
zigen Leistungen mitzuteilen 
ist. Die Vermittlung gemeinnüt-
ziger Leistungen hat nur über Er-
suchen des Bestraften zu erfolgen (§ 179  
Abs. 3 FinStrG i.d.F. FinStrG-Novelle 
2013; siehe auch § 265 Abs. 1u FinStrG).

Betroffen sind die in einem verwal-
tungsbehördlichen Finanzstrafverfah-
ren bestraften Personen, bei denen 
die verhängte Geldstrafe unein-
bringlich ist und die daher die fest-
gesetzte Ersatzfreiheitsstrafe antreten 
müssten.

6.	N oVAG
Bonus-Malus-System für Gebrauchtfahrzeuge
Mit BMF-Erlass vom 29.5.2013 wurde das Bonus-Malus-
System gemäß § 6a NoVAG für Gebrauchtfahrzeuge, die 
unmittelbar aus dem übrigen Gemeinschaftsgebiet (nicht 
Drittland) in das Inland gebracht werden, mit Wirksamkeit ab 
1.7.2008 (!) geändert. Die Neuregelung lautet nunmehr: „Für 
Gebrauchtfahrzeuge, die unmittelbar aus dem übrigen Ge-
meinschaftsgebiet in das Inland gebracht werden, ist somit jene 
Bonus-Malus-Regelung i.S.d. § 6a NoVAG heranzuziehen, die 
im Zeitpunkt der erstmaligen Zulassung im übrigen Gemein-
schaftsgebiet in Österreich anzuwenden (gewesen) wäre.“

Anträge auf Rückerstattung gemäß § 201 BAO von (zu 
Unrecht) entrichteten Malusbeträgen i.S.d § 6a NoVAG sind 
unter Beachtung der Jahresfrist möglich. Hinsichtlich Details 
siehe den BMF-Erlass vom 29.5.2013, BMF-010220/0133-
IV/9/2013.

Ende des Bonus für Fahrzeuge mit Hybridantrieb
Für Fahrzeuge mit umweltfreundlichem Antriebsmotor gibt 
es den diesbezüglichen Bonus nur mehr bis 31.12.2014, sofern 
keine Verlängerung erfolgt (§ 6 Abs. 1 Z 4 NoVAG).
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Der Vollzug einer Ersatzfreiheitsstrafe hat 
zu unterbleiben, wenn der Bestrafte 
gemeinnützige Leistungen erbringt.



7. Rechtsmittelverfahren ab 1.1.2014
Das zweitinstanzliche Rechtsmittelverfahren für das vom 
Bund zu vollziehende Abgabenrecht, Zollrecht und Finanz-
strafrecht wird derzeit vom unabhängigen Finanzsenat (UFS) 
wahrgenommen. Ab 1.1.2014 tritt das Bundesfinanzgericht 
(BFG) an die Stelle des unabhängigen Finanzsenates. In die-
sem Zusammenhang sind verfahrensrechtliche Änderungen 
(insbesondere in der BAO, dem FinStrG sowie im ZollR-DG) 
erforderlich.

Im Zuge dessen kommt es zu folgenden begrifflichen (siehe 
Tabelle) und verfahrensrechtlichen Neuerungen, welche ins-
besondere der Verwaltungsökonomie und der Verfahrensbe-
schleunigung dienen:

	 Zwingende Beschwerdevorentscheidung (§ 262 BAO): 
Über Bescheidbeschwerden ist grundsätzlich mit als Be-
schwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid ab-
zusprechen. Ausnahme: Die Erlassung einer Beschwerde
vorentscheidung hat u.a. zu unterbleiben, wenn dies in der 
Bescheidbeschwerde beantragt wird bzw. wenn die Abga-
benbehörde die Bescheidbeschwerde innerhalb von drei 
Monaten ab ihrem Einlangen dem Verwaltungsgericht 
vorlegt.

	 Keine „zweite Beschwerdevorentscheidung“ möglich!
	 Entscheidung auf Grund der Behauptungen des Beschwer-

deführers (§ 266 Abs. 4 BAO): Soweit die Abgabenbehörde 
die Vorlage von Akten unterlässt, kann das Verwaltungs-
gericht nach erfolgloser Aufforderung unter Setzung einer 
angemessenen Nachfrist auf Grund der Behauptungen des 
Beschwerdeführers erkennen.

	 Kassatorische Entscheidung (§ 278 Abs. 1 BAO): Das Ver-
waltungsgericht kann mit Beschluss (!) die Beschwerde durch 
Aufhebung des angefochtenen Bescheides und allfälliger 
Beschwerdevorentscheidungen unter Zurückverweisung 
der Sache an die Abgabenbehörde erledigen, falls bescheid
relevante Sachverhaltsermittlungen unterlassen wurden. 
Ausnahme: Eine solche Aufhebung ist unzulässig, wenn 
die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das 
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen 
oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

	 Rechtsmittelbelehrung (§ 280 Abs. 4 BAO): Ausferti-
gungen von Erkenntnissen haben u.a. eine Belehrung über 
die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof (RA-Pflicht) und einer ordentlichen 
oder außerordentlichen Revision an den Verwaltungsge-
richtshof (RA- oder WT-Pflicht) zu enthalten.

	 Einführung der Maßnahmenbeschwerde (§ 283 BAO): 
Gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehörd-
licher Befehls- und Zwangsgewalt durch Abgabenbehör-
den kann wegen Rechtswidrigkeit Beschwerde (Maßnah-
menbeschwerde) erheben, wer durch sie in seinen Rechten 
verletzt zu sein behauptet. Die Maßnahmenbeschwerde ist 
innerhalb eines Monats beim Verwaltungsgericht einzu-
bringen.

8.	R evision an den VwGH ab 1.1.2014
Das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist geprägt von 
folgenden Neuerungen:
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Neue Begriffe i.Z.m. dem Rechtsmittelverfahren

Bis 31.12.2013	A b 1.1.2014
Abgabenbehörde 1. Instanz...................................................Abgabenbehörde
Abgabenbehörde 2. Instanz ................................................. Verwaltungsgericht
Berufung ..................................................................................................... Beschwerde
Berufungssenat .................................................................................. Senat
Berufungsvorentscheidung ................................................... Beschwerdevorentscheidung
2. Berufungsvorentscheidung ............................................. –
Berufungswerber ............................................................................... Beschwerdeführer
Berufungszinsen ................................................................................ Beschwerdezinsen
Devolutionsantrag ............................................................................ Säumnisbeschwerde
–	 .......................................................................................................................Maßnahmenbeschwerde
Säumnisbeschwerde .................................................................... Erledigungserinnerung
UFS-Entscheidung .......................................................................... BFG-Erkenntnis
UFSG ............................................................................................................. BFGG
Unabhängiger Finanzsenat ................................................... Bundesfinanzgericht
VwGH-Beschwerde ........................................................................ Revision



	 Das Verwaltungsgericht hat im Spruch seines Erkenntnisses 
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß 
Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist (§ 25a Abs. 1 VwGG; 
siehe auch § 280 Abs. 1 lit. d und Abs. 4 BAO).

	 Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichts ist die Re-
vision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage 
abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbe-
sondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtspre-
chung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bishe-
rigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs nicht 
einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine 
geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundes-
gesetz vorgesehen werden, dass die Revision unzulässig ist 
(Art. 133 Abs. 4 B-VG; siehe auch § 25a VwGG).

	 Die Revision ist beim Verwaltungsgericht (nicht beim 
VwGH!) einzubringen (§ 25a Abs 5 VwGG). Die Frist zur 
Erhebung einer Revision gegen ein Erkenntnis eines Ver-
waltungsgerichts (Revisionsfrist) beträgt sechs Wochen  
(§ 26 Abs 1 VwGG).

	 Hat das Verwaltungsgericht im Erkenntnis ausgesprochen, 
dass die Revision nicht gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zu-
lässig ist, hat die Revision auch gesondert die Gründe zu 
enthalten, aus denen entgegen dem Ausspruch des Ver-
waltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird  
(außerordentliche Revision) (§ 28 Abs. 3 VwGG).

	 Bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß 
Art. 133 Abs. 4 B-VG ist der Verwaltungsgerichtshof an 
den Ausspruch des Verwaltungsgerichts gemäß § 25a  
Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die Zulässigkeit einer au-
ßerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 
der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der 
Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu 
überprüfen (§ 34 Abs. 1a VwGG).

	 Meritorische Entscheidung: Der Verwaltungsgerichtshof 
kann in der Sache selbst entscheiden, wenn sie entschei-
dungsreif ist und die Entscheidung in der Sache selbst im 
Interesse der Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Kostener-
sparnis liegt. In diesem Fall hat er den maßgeblichen Sach-
verhalt festzustellen und kann zu diesem Zweck auch das 
Verwaltungsgericht mit der Ergänzung des Ermittlungsver-
fahrens beauftragen (§ 42 Abs. 4 VwGG).
Hinweis: Bisher konnte der Verwaltungsgerichtshof nur 
kassatorisch entscheiden, also den Bescheid wegen Rechts-
widrigkeit oder Verletzung von Verfahrensvorschriften 
aufheben. Damit ging das Verfahren zurück an den UFS, 
der im fortgesetzten Verfahren neu entscheiden musste; der 
UFS war allerdings an die Rechtsansicht des Verwaltungs-
gerichtshofs gebunden.

	 Neuerungsverbot bleibt aufrecht; Verböserungsverbot be-
steht nicht; Wirtschaftstreuhänder (StB oder WP) sind – 
neben Rechtsanwälten – weiterhin vertretungsbefugt.

9.	S teuerabkommen Liechtenstein
Nachdem am 1.1.2013 bereits das Steuerabkommen zwischen 
Österreich und der Schweiz (BGBl. III 2012/192) in Kraft 
getreten ist, hat Österreich am 29.1.2013 ein Steuerabkom-

men mit dem Fürstentum Liechtenstein (BGBl. III 2013/301) 
unterzeichnet, welches am 1.1.2014 in Kraft treten wird.

Das Steuerabkommen mit Liechtenstein geht jedoch über 
jenes mit der Schweiz hinaus. Das Steuerabkommen mit der 
Schweiz betrifft ausschließlich Kapitalvermögen von in Öster-
reich ansässigen natürlichen Personen, das bei Banken in der 
Schweiz veranlagt ist. Das Steuerabkommen mit Liechtenstein 
umfasst hingegen auch Kapitalvermögen, das von Treuhän-
dern für in Österreich ansässige natürliche Personen in liech-
tensteinischen Stiftungen oder Trusts weltweit verwaltet wird. 
Je nach Qualifikation der Stiftung (bzw. des Trusts) als trans-
parent oder intransparent erfolgt die Besteuerung weitgehend 
nach österreichischen Grundsätzen. Hinsichtlich Details siehe 
Arbeitsbehelf.

10.	StiftEG: 25% Stiftungseingangssteuer
Ab 1.1.2014 kommt der erhöhte Steuersatz von 25% u.a. auch 

dann zur Anwendung, wenn
	 die (ausländische) Stiftung oder vergleichbare Vermögens-

masse nicht einer § 5 PSG entsprechenden gesetzlichen 
Verpflichtung unterliegt, die Begünstigten mitzuteilen  
(§ 2 Abs. 1 lit. c StiftEG) oder

	 die (ausländische) Stiftung oder vergleichbare Vermögens-
masse nicht unter Vorlage der Stiftungsurkunde (Statut) in 
das Firmenbuch oder ein vergleichbares ausländisches öf-
fentliches Register eingetragen ist (§ 2 Abs. 1 lit. d StiftEG).

11.	Übertragung von Abfertigungsanwartschaften aus dem 
	S ystem der „Abfertigung Alt“
Die bisher in § 47 Abs. 5 BMSVG vorgesehene Befristung (mit 
Ablauf des 31.12.2012) der Zulässigkeit zur Übertragung von 
Abfertigungsanwartschaften aus dem System der „Abfertigung 
Alt“ (Vollübertritt nach § 47 Abs. 3 BMSVG) in das betrieb-
liche Vorsorgekassensystem („Abfertigung Neu“) wurde mit 
BGBl. I 2013/4 vom 10.1.2013 ersatzlos gestrichen. Ein Wech-
sel in das System der „Abfertigung Neu“ ist damit zeitlich un-
befristet möglich („Dauerrecht“).

12.	UStG: Elektronische Rechnungen
Die Möglichkeit der (freiwilligen) elektronischen Rech-
nungslegung besteht im UStG seit 1.1.2003 (siehe § 11  
Abs. 2 UStG). Die Anforderungen an eine elektronische 
Rechnung sind in der „E-Rechnung-UStV“ (BGBl. II 
2003/583 i.d.F. BGBl. II 2012/516) geregelt. Die in der  
Praxis gängigste Form der elektronischen Rechnung ist eine 
per E-Mail übermittelte pdf-Datei.

Mit 1.1.2014 tritt die „e-Rechnungsverordnung“ (BGBl. 
II 2012/505) in Kraft, welche die verpflichtende Ausstellung 
und Übermittlung von elektronischen Rechnungen („e-Rech-
nungen“) an Bundesdienststellen vorsieht.	 n

Die „e-Rechnungsverordnung“ sieht ab 1.1.2014 die 
verpflichtende Ausstellung und Übermittlung von elektro-
nischen Rechnungen an Bundesdienststellen vor.
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Mit Jänner 2013 trat das Steuerabkommen 
mit der Schweiz in Kraft, das eine steu-

erliche Amnestierung der Vergangenheit durch 
pauschale Abgeltungssteuer oder alternativ Abgabe 
einer freiwilligen Meldung (i.S. einer Selbstanzeige) 
vorsieht. Jene Steuerpflichtigen, die zur freiwilligen 
Meldung optiert und nicht bereits eine entsprechende 
Offenlegung eingereicht haben, können in den nächsten 
Wochen Post von ihrem Finanzamt erwarten, in der sie zur Of-
fenlegung aller relevanten Informationen aufgefordert werden. 

1. Das Steuerabkommen Österreich und Schweiz – 
Regularisierung der Vergangenheit 
Am 13. April 2012 haben die Republik Österreich und die 
Schweizerische Eidgenossenschaft das Abkommen über die Zu-
sammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt un-
terzeichnet (im Folgenden: „Steuerabkommen“ oder „Abkom-
men“). Das Steuerabkommen ist am 1. Jänner 2013 in Kraft 
getreten. Ziel dieses Abkommens ist insbesondere die Nachver-
steuerung in der Schweiz veranlagter, jedoch bislang in Öster-
reich unversteuert gebliebener Kapitalerträge österreichischer 
Steuerzahler. Zu diesem Zweck sieht das Abkommen einerseits 
die Möglichkeit einer Einmalzahlung vor (basierend auf den 
per Stichtag 31. Dezember 2010 und 31. Dezember 2012 bei 
der betreffenden Bank verbuchten Vermögenswert). Alterna-
tiv dazu konnte bis zum 31. Mai dieses Jahres eine „freiwillige 
Meldung“ abgegeben werden; hierbei wurde die schweizerische 
Bank („Zahlstelle“) zur Meldung bestimmter Informationen 
an die österreichischen Steuerbehörden schriftlich ermächtigt. 
Neben diesem Standardfall sieht das Steuerabkommen noch in 
gewissen Sonderfällen eine freiwillige Meldung – jedoch ohne 
separate Ermächtigung der betroffenen Person – vor (bspw in 
gewissen Konstellationen bei Aufnahme/Beendigung/Wechsel 
einer Schweizer Bankbeziehung sowie bei Einmalzahlung man-
gels ausreichender Kontodeckung). 

2. Freiwillige Meldung – Inhalte und Vorgehensweise 
Eine freiwillige Meldung nach dem Steuerabkommen hat ins-
besondere Name, Geburtsdatum und Wohnsitz der betroffenen 
Person, die österreichische Finanzamts- und Steuernummer 

und/oder deren Sozialversicherungsnummer sowie den jährli-
chen Kontostand per 31. Dezember für die Periode zwischen 
dem 31. Dezember 2002 und 1. Jänner 2013 (Inkrafttreten) 
zu enthalten. Die betroffenen Personen erhalten eine Beschei-
nigung der erfolgten Meldung. Die Übermittlung dieser Daten 
erfolgt beginnend mit Juni 2013 monatlich an die Schweizer 
und in weiterer Folge an die österreichische Finanzverwaltung. 

3. Vervollständigung der Selbstanzeige für Straffreiheit 
Die freiwillige Meldung gilt ab dem Zeitpunkt der schriftlichen 
Ermächtigung der Bank zur Abgabe der Meldung als Selbstan-
zeige i.S.d. § 29 Abs. 1 Finanzstrafgesetz (FinStrG) in Hinblick 
auf die gemeldeten Konten oder Depots. Um jedoch die ge-
wünschte strafbefreiende Wirkung entfalten zu können, müssen 
noch die sonstigen Voraussetzungen des § 29 FinStrG erfüllt 
sein: Erforderlich ist daher neben der tatsächlichen Entrich-
tung des verkürzten Abgabenbetrages binnen Monatsfrist die 
Offenlegung aller für die Verkürzung maßgeblichen Umstände 
innerhalb einer vom zuständigen österreichischen Finanzamt 
festzusetzenden angemessenen Frist durch die betroffene Person. 

In diesem Zusammenhang hat die österreichische Finanz-
verwaltung nunmehr begonnen, Ersuchen um Auskunft  
(§ 143 BAO) an all jene Steuerpflichtige zu versenden, die zur 
freiwilligen Meldung optiert haben (unabhängig davon, ob 
bereits eine Selbstanzeige eingereicht wurde). Im Rahmen die-
ser Ersuchen werden die betreffenden Steuerpflichtigen – bei 
sonstiger Schätzung – aufgefordert, binnen einer rund zwei-
wöchigen Frist Auskunft und Unterlagen zu folgenden Fragen 
zu geben: Eine Beschreibung der Herkunft des Kapitals sowie 
Informationen zur Höhe der 2003 bis 2012 erzielten Schweizer 
Einkünfte und allfälliger Quellensteuern. Soweit die ausländi-
schen Kapitalerträge bereits im Rahmen der jährlichen Steu-
ererklärungen offengelegt wurden, sind Detailaufstellungen 
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Amnestierung 
der Vergangenheit 
Praxis. Zum Steuerabkommen Schweiz: 
Über die Offenlegung aller bedeutsamen Umstände 
für die Straffreiheit der freiwilligen Meldung. 
Von Erik Malle und Alexander Wagner 
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zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus wird abgefragt, ob 
die betreffenden Konten bzw. Depots von mehreren Personen 
gehalten wurden und ob die Meldung wegen fehlender flüssi-
ger Mittel erfolgte.Verfügt die betroffene Person lediglich über 
ein Schweizer Bankkonto, wird sich dies in der Regel einfacher 
gestalten, komplizierter kann es dann werden, wenn der Of-
fenlegungspflichtige über mehrere Konten bzw. Depots mit 
unterschiedlichen Veranlagungsinstrumenten (bspw. Invest-
mentfonds, Derivate etc.) verfügt bzw. eine Stiftungslösung 
gewählt wurde, die zusätzlich steuerlich zu analysieren und in 
der Offenlegung darzustellen sein wird. 

Im Sinne einer bestmöglichen Klientenberatung oder ein-
fach aus Mangel an entsprechenden Ressourcen kann es hier 
für kleinere Steuerberatungskanzleien unter Umständen Sinn 
machen, im Hinblick auf eine bevorstehende Aufforderung zur 
Auskunftserteilung diese Aufarbeitung oder zumindest Teile 
der Tätigkeiten oder Detailberechnungen an andere speziali-
sierte Berater auszulagern.	 n

Ziel des Abkommens ist die Nachversteuerung in der 
Schweiz veranlagter, jedoch bislang in Österreich unversteu-
ert gebliebener Kapitalerträge österreichischer Steuerzahler.
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Wem von uns ist das noch nicht passiert: Die Steuerer-
klärungen eines Klienten werden nach bestem Wissen 

und Gewissen erstellt und eingereicht, die Steuerbescheide 
ergehen erklärungsgemäß, eigentlich ist alles bestens. Ein Jahr 
später – es ist wieder Zeit für die Steuererklärungen – erzählt 
uns der Klient, dass er sich beruflich fortbildet, und fragt, ob 
diese Kosten steuerlich abgesetzt werden können. Wir beja-
hen das und fragen, seit wann denn die Fortbildung schon 
läuft und siehe da, die letzten beiden Jahre lag dieser Sachver-
halt auch bereits vor. Die betreffenden Aufwendungen wur-
den jedoch nicht in den Steuererklärungen geltend gemacht. 
Die Frage ist somit, wie die Abzugsfähigkeit dieser Ausgaben 
auch für die Vorjahre, die bereits veranlagt sind, erreicht wer-
den kann.

Rechtslage bis 31.12.2013
Wenn eine Berufung (künftig Beschwerde) infolge Ablauf der 
Frist nicht mehr möglich ist, gibt es die Möglichkeit gemäß 
§ 299 BAO, die Aufhebung des Bescheides wegen spruchmä-
ßiger Rechtswidrigkeit zu beantragen. Die Abgabenbehörde 
hat dann – vorausgesetzt, das Vorbringen ist inhaltlich richtig 
und die Ermessensabwägung geht zu Gunsten einer Änderung 
aus – die Aufhebung des Bescheides zu verfügen und einen 

anderslautenden Sachbescheid zu erlassen. Voraussetzung da-
für ist, dass der Antrag auf Aufhebung binnen eines Jahres ab 
Bekanntgabe (also idR ab Zustellung) des Bescheides beantragt 
wird. Die Frist von einem Jahr ist nicht verlängerbar.

Danach besteht meistens nur die Möglichkeit eines Wieder-
aufnahmeantrags, der aber nur unter zwei wesentlichen Voraus-
setzungen, die in der Praxis leider vielfach nicht erfüllbar sind, 
zulässig ist. Erstens muss der Antrag binnen einer (nicht ver-
längerbaren) Frist von drei Monaten ab Kenntnis des Wieder-
aufnahmegrundes gestellt werden, wobei für die Beurteilung 
der Rechtzeitigkeit maßgeblich ist, wann unser Klient diese 
Kenntnis erlangt hat und nicht wir als Steuerberater, so dass es 
meistens bereits an diesem Kriterium scheitert. Außerdem ist 
bei Vorliegen eines Neuerungstatbestandes ein Antrag nur dann 
zulässig, wenn kein grobes Verschulden des Antragsstellers da-
für vorliegt, dass die Umstände nicht schon im abgeschlossenen 
Verfahren geltend gemacht wurden. Zwar läge allenfalls ein 
Grund für eine Wiederaufnahme von Amts wegen vor, diese ist 
jedoch verfahrensrechtlich nicht durchsetzbar.

Wiederaufnahme auf Antrag ab 1.1.2014
Mit dem FinVerwGG 2012, das mit der Einführung des 
Bundesfinanzgerichts (BFG) eine zweistufige Verwaltungsge- fotolia







.com




18 4/2013

Wiederaufnahme des Verfahrens
Brennpunkt Finanz. Die Erleichterungen für die Wiederaufnahme auf Antrag ab 1.1.2014 
werden rückwirkend wirksam. Von Herbert Houf
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richtsbarkeit (anstelle des bisherigen zweistufigen Instanzen-
zugs auf Verwaltungsebene) bringt, wurde auch die Wieder-
aufnahme des Verfahrens gemäß § 303 ff BAO neu geregelt. 
Die restriktiven Voraussetzungen wurden aufgehoben, der 
Antrag kann ab 1.1.2014 ohne Berücksichtigung einer An-
tragsfrist und ohne Rücksicht auf die Frage, warum ein ab-

geänderter Bescheid erforderlich geworden ist, bei Vorliegen 
eines der drei Wiederaufnahmetatbestände jederzeit gestellt 
werden. Zu beachten ist, dass der Antrag vor Eintritt der Ver-
jährung gestellt werden muss, damit eine Erledigung allen-

falls auch noch nach Eintritt der Verjährung erfolgt. Durch  
§ 304 BAO nF kommt es damit zu einer Verkürzung der 
Antragsfrist gegenüber der bisherigen Rechtslage, nach der 
ein Antrag – ungeachtet der Verjährung – auch noch binnen 
fünf Jahren ab Eintritt der Rechtskraft des abzuändernden 
Bescheides zulässig war.

Eine weitere Neuerung besteht darin, dass im Fall einer 
berechtigten und formal korrekten Antragstellung bis Ende 
2013 ein Rechtsanspruch auf Abänderung bestand, während 
ab 2014 auch bei Antrags-Wiederaufnahmen eine Ermessens-
entscheidung zu treffen sein wird, wie das bisher schon bei der 
Wiederaufnahme von Amts wegen der Fall ist und bleibt. Für 
die Frage, wie das Ermessen zu üben ist, wird zweifellos auf 
die bestehende Judikatur der vergangenen Jahre für Antrags-
Wiederaufnahmen zurückzugreifen sein.

Rückwirkung
Die neuen Bestimmungen sind ab 1.1.2014 anzuwenden. So-
fern danach die (neuen) Voraussetzungen vorliegen, sind Wie-
deraufnahmeanträge daher auch für solche Sachverhalte mög-
lich, für die nach der bisherigen Rechtslage bis 31.12.2013 ein 
Antrag nicht oder nicht mehr möglich war.	 n

Außerdem ist bei Vorliegen eines Neue-
rungstatbestandes ein Antrag nur dann 
zulässig, wenn kein grobes Verschulden
des Antragsstellers dafür vorliegt, das die 
Umstände nicht schon im abgeschlosse-
nen Verfahren geltend gemacht wurden.
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Die Kolleginnen und Kollegen der ÖGWT

ÖGWT 2.0
Netzwerken am Puls der Zeit. 

In der ÖGWT trifft Tradition auf Moderne.
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Unsere Homepage wurde einem Relaunch unterzogen. 
Bewährtes wurde beibehalten, neue Funktionen sind 

hinzugekommen. Auf der ersten Seite befinden sich die ak-
tuellen Veranstaltungen, wie z.B. die im ÖGWT-Trainings-

zentrum sind auf den ersten Blick sichtbar. Die 
Skripten, das ÖGWT-Magazin, Experten und alle 
Termine stehen gut ersichtlich gleich auf der ersten 
Seite. Online-Anmeldungen sind selbstverständlich 
bei allen Veranstaltungen möglich. Neu sind die 
Seitenblicke unter dem ÖGWT-Netzwerk. Hier 
wird es laufende Impressionen zu vergangenen Ver-

anstaltungen geben. Gleichzeitig mit dem Relaunch wurde 
die ÖGWT für mobile Geräte optimiert. Mit einem neuen 
Medienkonzept kann die Website problemlos und schnell 
auf ein Smartphone geladen werden. Die ÖGWT ist nicht 
nur mobiler, sondern auch in sozialen Netzwerken präsent 
– auf Facebook und Twitter. Das sind Trends, vor denen wir 
uns nicht verschließen wollen. Und wenn Ihnen unsere Face-
book-Seite gefällt, bitte liken Sie die ÖGWT.

Natürlich sind das Internet und soziale Netzwerke nicht 
alles. Treffen und Gespräche, Austausch von Erfahrungen 
finden nach wie vor im richtigen Leben – auf allen unseren 
ÖGWT-Veranstaltungen, Events und Reisen statt. Was kann 
das ÖGWT-Servicenetzwerk für Sie als Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer oder WT-Berufsanwärter tun? „Wissen 
teilen, Menschen vernetzen, Interessen durchsetzen, da-
für stehen und arbeiten wir aus Überzeugung“, davon ist  
ÖGWT-Präsident Klaus Hübner überzeugt. Die ÖGWT bie-
tet den Kolleginnen und Kollegen ein umfassendes Weiterbil-
dungsangebot an: Für Steuerberater und Wirtschaftsprüfer die 
Steuer-, WP-Updates, Veranstaltungen zu Fachbereichen oder 
-gebieten und für Berufsanwärter Coachings und Clubs für 
die Vorbereitung auf die Steuerberaterprüfung. 

Damit wir alle unsere Arbeit optimieren, vernetzt die 
ÖGWT KollegInnen mit ähnlichen Fachgebieten, kleinere 
mit größeren Kanzleien, junge und erfahrene KollegInnen 
und Spezialisten mit Generalisten. Eine Expertenmeinung 
gibt Sicherheit und reduziert die Haftung immens. Dafür 
gibt es in der ÖGWT den Expertenpool. Hier haben Mit-
glieder die Möglichkeit, ihre individuellen Fragen mit dem 
Experten ihrer Wahl zu diskutieren. Die Erstberatung ist 
kostenlos. Wissen ist unser gemeinsamer Erfolg und stärkt 
unser Berufsbild in der Öffentlichkeit. Bei den ÖGWT-Ta-
gungen geben renommierte KollegInnen ihr Wissen weiter 
und der Erfahrungsaustausch wird gefördert. Und überdies 
setzt sich die ÖGWT für Ihre Interessen in der Kammer und 
für ein starkes Lobbying in der Öffentlichkeit ein. Es lohnt 
sich, ÖGWT-Mitglied zu sein oder zu werden. Die finanzi-
ellen Vorteile rechnen sich schnell. Mit der Mitgliedschaft 
erhalten Sie automatisch Ihre persönliche Servicecard, die 
Ihnen günstige Einkaufsbedingungen bei Kooperations-
partnern und deutliche Kostenvorteile bei den ÖGWT-
Veranstaltungen und Serviceprodukten bringt. Es gibt kei-
ne Bindungsfristen. Sie können die Mitgliedschaft jederzeit 
aufkündigen. Und sollte es irgendetwas geben, wo Sie unsere 
Unterstützung brauchen, bitte rufen Sie Sie uns einfach an. n

Ein großes Servicenetzwerk mit vielen Serviceleis
tungen, das zahlt sich aus. Werden Sie jetzt Mitglied! 

Die ÖGWT am Puls der Zeit
Netzwerk. In der ÖGWT trifft das Traditionelle auf das Moderne. 

Ihr ÖGWT Vorteilskalender. Rechnen Sie selbst nach. 

Ihre Investition für die Mitgliedschaft, mit der Sie Ihre persönliche Servicecard erhal-
ten, bringt Ihnen klare Vorteile. 
Der Jahresbeitrag mit Stand Dezember 2013 beträgt für 
WP und Stb	EUR  90,–
Berufsanwärter	EUR  0,– für die ersten drei Jahre nach KWT-Anmeldung, 
danach	EUR  30,– ab dem vierten Jahr nach KWT-Anmeldung
Pensionisten, Ruhende	EUR  30,– 
Gesellschaften	EUR  360,–* 
* wobei hier bis zu 5 Berufsangehörige die Vorteile der Mitgliedschaft in Anspruch nehmen können

 
Ihre Investition für die Mitgliedschaft:	EUR  –90,–
Pro Monat erhalten Sie eine besondere Servicecardleistung:	I hre Ersparnis:
Jänner 	ÖGWT -Personaltagung	EUR  30,–	
	ÖGWT -Serviceleistung Bilanzierungscheckliste	
Februar	ÖGWT -Leitfaden Steuern & Sozialversicherung	
März	ÖGWT -Intensivseminar Pichlarn „Immobilienbesteuerung“	EUR  50,–	
April	ÖGWT -Gesetzbuch Steuergesetze
	ÖGWT -Spezialtagung 	EUR  40,–
Mai	ÖGWT -Klifoseminar „Frühjahrs-Update“	EUR  20,–	
	ÖGWT -Sommer Sonne Netzwerken	EUR  40,–	
	ÖGWT -Unternehmensberatung „Partnerschaften"	EUR  40,–
Juni	ÖGWT -Spezialtagung 	EUR  40,–	
	ÖGWT -Marketingkongress	EUR  50,–
Juli	ÖGWT -Fuschler Fachtagung „Verfahrensrecht/Finanzstrafrecht“	EUR  50,–
August	ÖGWT -Halber Mitgliedsbeitrag, volle Leistung
September	ÖGWT -Wiener Intensivseminar	EUR  40,–	
	ÖGWT -WP-Update	EUR  50,–	
	ÖGWT -Pörtschacher Steuerberatertagung	EUR  50,–
Oktober	ÖGWT -Wiener Fachtagung	EUR  40,– 
November	ÖGWT -Steuer-Update	EUR  30,– 	
	ÖGWT -Herbstseminar	EUR  50,–
Dezember	ÖGWT -Networking		
Ihr finanzieller Vorteil:	EUR  530,–
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Ehre, wem Ehre gebührt 
Geburtstag. Altpräsident Franz Burkert 
wurde 90 Jahre. 

Sommer-Treffen 2013  
Netzwerk. Die Länder beim Präsidenten 

Der Altpräsident der ÖGWT und KWT Franz 
Burkert feierte am 18. Oktober mit unserem 

Präsidenten Klaus Hübner und unserem Vizepräsi-
dent Eberhard Wobisch samt Frauen und Senato-
rin Herta Eggerer seinen 90. Geburtstag in einem 
Fischrestaurant in Wien. Als aktiver Funktionär 
war er einer der Pioniere, die die ÖGWT zu dem 
gemacht haben, was sie jetzt ist – eine Service
institution für Kolleginnen und Kollegen. Und 
jetzt verbringt er seine Zeit mit der ausführlichen 
Lektüre von Tageszeitungen und Printmedien, er-
gänzende Informationen bieten ihm das Fernsehen 
und das Radio. Kulturell besucht er periodisch 
Konzerte und Opern. Sportlich fit hält er sich 
beim Radfahren am Hometrainer. Und sonst ge-
nießt er sein Landhaus mit eigener Störfischzucht. 
Die ÖGWT gratuliert sehr herzlich und dankt 
ihm für sein herausragendes Engagement. 

Wenn der Präsident ruft, kommen alle. Traditionell findet 
sich der ÖGWT-Vorstand im Sommer im 13. Wiener 

Gemeindebezirk bei Klaus Hübner ein. Über 30 Vorstandsmit-
glieder kamen, um sich auszutauschen. In entspannter Atmo-
sphäre wurden berufsständische Anliegen diskutiert, wie etwa 
Finanzpolizei, Mittäterschaft, Public Relations der Kammer, 
vereinfachte Qualitätssicherung und die WTBG-Novelle. Jede 
Stimme hat gleich viel Gewicht, egal aus welchem Bundes-
land, egal ob von einer großen oder kleinen Kanzlei, egal ob 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder Berufsanwärter. Wichtig 
ist, dass ein bundesweites Stimmungsbild eingefangen werden 
kann. Wenn die ÖGWT weiß, wo es weh tut, kann auch etwas 
unternommen werden. 2014 wird im Zeichen des Netzwerkens 
und des Nachwuchses stehen. Und natürlich wird es wieder 
attraktive Veranstaltungen und Serviceprodukte geben. Ein 
herzliches Dankeschön an Familie Hübner für die Gastfreund-
schaft und an alle Vorstandsmitglieder für das Kommen. 

v.l.: Eberhard Wobisch, Karin Hübner, Isabella Burkert, Herta Eggerer, 
Franz Burkert, Klaus Hübner, Ingeborg Wobisch

Sommerliche  
Tradition:  

Der ÖGWT-Vorstand 
zu Besuch bei  

Präsident Hübner

30 Jahre RZL Software

4910 Ried im Innkreis, Riedauerstraße 15
07752 / 252 - 61 Software@rzl.at

Jubiläumsaktion für WT/BIBU/BH/PV
Nutzen Sie jetzt bis 31. 12. 2013 die Gelegenheit 
und profitieren Sie von unseren einmaligen 
RZL Jubiläumsangeboten!

Ein Grund zum Feiern!

Inserat RZL persaldo-Sept 2013_210x95.indd   1 10.09.2013   13:36:24

30 Jahre RZL Software

4910 Ried im Innkreis, Riedauerstraße 15
07752 / 252 - 61 Software@rzl.at

Jubiläumsaktion für WT/BIBU/BH/PV
Nutzen Sie jetzt bis 31. 12. 2013 die Gelegenheit 
und profitieren Sie von unseren einmaligen 
RZL Jubiläumsangeboten!

Ein Grund zum Feiern!

Inserat RZL persaldo-Sept 2013_210x95.indd   1 10.09.2013   13:36:24



News aus der österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder

24 4/2013

Homepage regelmäßig erneuern
Netz. Was haben Fußball und das Web gemeinsam? Nachdem in einer schnelllebigen Zeit wie heute 
Aktualität besonders wichtig ist, sollten Steuerkanzleien auch ihre Website alle vier bis fünf Jahre einem 
Relaunch unterziehen. Von Markus Grund
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Eine regelmäßige Modernisierung des Internet-Auftritts ei-
ner Kanzlei ist nicht nur technisch relevant, sondern betrifft 

auch die Web-Inhalte. Zeigen Sie Ihren Klienten, dass Ihre 
Kanzlei kompetent und am Puls der Zeit ist. Unterschätzen Sie 
nicht die Signale einer modern gestalteten Website, nutzen Sie 
gezielt ihre Wirkung. Die meisten Klienten besuchen nach einer 
Empfehlung Ihren Kanzlei-Auftritt im Web – somit spielt sie 
eine wesentliche Rolle für Neuklienten. Aber auch bestehende 
Kunden werden es Ihnen danken, wenn Sie auf eine gute Web-
Präsenz setzen, die durch Servicecharakter glänzt. 

Browser haben viele Updates hinter sich 
Nach wenigen Jahren haben alle Internet-Browser, vom Inter-
net-Explorer bis hin zu Mozilla, unzählige Updates hinter sich. 
Deswegen kann es sein, dass Ihre Homepage nicht mehr ein-
wandfrei dargestellt wird. Da die Technologie schnelle Sprünge 
macht, ist ein Webseiten-Relaunch schon aus programmtech-
nischen Gründen ratsam. Beispiel Schriftarten und -größen: In 
manchen Fällen werden sie durch neue Browser fehlerhaft dar-
gestellt oder wirken nicht so, wie sie sollten. Mobile Endgeräte, 
wie etwa Smartphones, verlangen zudem ein neues Bedienkon-
zept. Hier gibt es die Möglichkeit, eine schmälere Version Ihrer 
Homepage anzubieten: Sie lädt die Inhalte schneller und ist am 
Touchscreen besser bedienbar.

Aber nicht nur die Technologie hinkt, oftmals sind auch die 
Inhalte veraltet, wenn etwa die Ansprechpartner in einer Kanzlei 
gewechselt oder sich die Telefon-Durchwahlen geändert haben. 
Hinzu kommen veraltete Anfahrtspläne oder Verlinkungen, 
die nicht mehr existieren – alles Stolpersteine. Ein Relaunch, 
also die technische und inhaltliche Überarbeitung, gleicht dem 
Aufwand der Neuerstellung einer Website – deshalb sollte die 
Modernisierung von Grund auf stattfinden. Im Zuge dessen 
lohnt es sich, über Extraservices nachzudenken, damit können 
Sie Ihren Klienten und Mitarbeitern den Alltag erleichtern.

Bieten Sie Ihren Kunden ein modernes Serviceportal, das es 
möglich macht, betriebswirtschaftliche Kennzahlen einfach per 
Mausklick zu errechnen. Integrieren Sie dazu einen Brutto-Net-
to-Rechner oder einen Annuitätenrechner. Je mehr Services on-
line erledigt werden können, desto mehr Zeit bleibt Ihnen und 
Ihren Mitarbeitern für die persönliche Beratung von Klienten.

Solche Services sind für Kunden wertvoll, da diese jederzeit, 
ortsunabhängig auf Daten zugreifen können. Das Serviceportal 
bietet unzählige Möglichkeiten, wie etwa das Bereitstellen von 
Infolisten oder Anwendungen für Ihre Klienten. Bleiben Sie ak-
tuell – mittels einer News-Rubrik können Sie Klienten über alle 
Neuigkeiten aus Ihrer Kanzlei informieren. Bieten Sie die Mög-
lichkeit zur Newsletter-Registrierung, so können Sie Klienten 
direkt und regelmäßig über alles Wissenswerte informieren. Ein 
gutes Newsletter-System ist einfach in der Handhabung und 
hilft Ihnen dabei, Informationen in Ihrem Kanzleidesign an 
ausgewählte Empfänger zu versenden. 

Promoten Sie Ihre neue Kanzlei-Homepage 
Wenn Sie einen Relaunch durchgeführt haben, sollten Sie Ihre 
Homepage promoten. Ein kurzer Text in einer E-Mail oder im 
Zuge eines Klientenschreibens ist ideal. Sie können auch Ihre 
Telefonwarteschleife dafür nutzen, um auf Ihre neue Seite hin-
zuweisen. Wenn Sie soziale Medien wie Facebook oder Twitter 
verwenden, posten Sie die Info zu Ihrem neuen Web-Auftritt. 
Vergessen Sie nicht, Ihre Profile aktuell zu halten, ein bis zwei 
Postings pro Woche sind empfehlenswert.

Apropos soziale Netzwerke: Integrieren Sie diese auf Ihrer 
Homepage, ein plakativer Facebook- oder Twitter-Button sorgt 
für eine schnelle Wiedererkennung und macht Klienten auf Ihre 
Profile aufmerksam. Ein Link leitet alle neugierigen User gleich 
zu den jeweiligen Profilen weiter.	 n



4/2013 25

Gewohnte Werte.
31 frei finanzierte, provisionsfreie Anlage- oder 
Eigennutzerwohnungen mit großzügigen Freiflächen
1120 Wien, Vivenotgasse 56

Tel. (01) 513 12 41 - 740  I www.bip-immobilien.at

BIP_PerSaldo_Vivenot_gl_Layout 1  29.08.12  09:31  Seite 1

Grenzen und Risiken 
Tagung. Am 7. März 2014 findet die 
nunmehr 19. Finanzstrafrechtliche Tagung 
in Linz unter der fachlichen Leitung von 
Hon.-Prof. Dr. Roman Leitner statt. 

Die hochkarätige Fachtagung widmet sich heuer den The-
men:  Offshore-Strukturen – Abgabenrechtliche Grenzen/
Finanzstrafrechtliche Risiken 	 Mandant und Berater: 
Grenzen des gegenseitigen berechtigten Vertrauens

	 Abgabenhinterziehung/Betrug in Unternehmensbilanz, 
Konzernbilanz und Steuerbilanz  Der Einfluss der Charta 
der Grundrechte der EU auf das nationale Strafrecht

In bewährter Weise werden wieder aktuelle wis-
senschaftliche Forschungsergebnisse und praktische 
Erfahrungen ausgetauscht und diskutiert. Für die Tagung 
konnten namhafte Referenten gewonnen werden:

	 MAG. HERIBERT BACH, LeitnerLeitner 
	 MAG. RAINER BRANDL, LeitnerLeitner 
	 PROF. DR. GERHARD DANNECKER, Uni Heidelberg
	 UNIV.-PROF. DR. TINA EHRKE-RABEL, Uni Graz 
	 MAG. GERALD GAHLEITNER, LeitnerLeitner 
	 UNIV.-PROF. DDR. EDUARD LECHNER, Uni Wien 
	 HON.-PROF. DR. ROMAN LEITNER, LeitnerLeitner 
	 UNIV.-PROF. DR. KATHARINA PABEL, Uni Linz

Programm und nähere Information: 
www.leitnerleitner.com 
Anmeldung: meeting.leitner@leitnerleitner.com 
Teilnahmegebühr: EUR 456,– inkl. USt/Person 
Richter, Staatsanwälte, Finanzbeamte EUR 306,– 
inkl. USt/Person; Studenten bis 26 Jahre kostenfrei
Veranstalter: LeitnerLeitner, Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater, Universität Linz 

Update WP 2013
VEranstaltung. Alle wichtigen Informationen und 
aktuellen Entwicklungen für WP an einem Tag. 

Die jährliche ÖGWT-Veranstaltung „Update Wirtschaftsprüfung“ ist 
inzwischen neben der IWP-Jahrestagung die beliebteste Fortbildungs-

veranstaltung für den prüfenden Berufsstand, die gerne von vielen WP-Kolle-
ginnen und -Kollegen zum Wissensupdate genutzt wird. Hier erfahren sie von 
exzellenten Experten aus der WP-Praxis an einem Tag alles Wichtige, was sich 
in der Wirtschaftsprüfung im letzten Jahr getan hat.  Unter dem Tagungsvorsitz 
von Kollegen Gerhard Marterbauer, der auch selbst zum Thema Leasing und 
Enforcement referierte, berichtete Herbert Houf über die Umsetzung der ISA 
in allen WT-Kanzleien. Kollege Roman Rohatschek – neuer Chef der Enforce-
mentstelle OePR – widmete sich der Zinssatzdiskussion bei Personalrückstel-
lungen. Zinssätze, Marktrisikoprämien und Planungsrechnungen im Lichte 
des neuen KFS BW 1 waren das Thema für die Kollegen Peter Bartos und 
Marcus Bartl. Als Tagungsleiter des Nachmittags brachte Kollege Peter Bartos 
das Praxisthema „Untreue des Klienten als strafrechtliches Risiko des WP“ auf 
die Agenda, wofür er mit Frau OStA Mag. Beatrix Winkler eine erfahrene und 
charmante Expertin präsentieren konnte. „Eine dynamische und junge Veran-
staltung mit Qualität und Praxisorientierung für die Wirtschaftsprüfung von 
heute“, freut sich Kollegin Eva Pernt, die für die Organisation und Abwicklung 
der Veranstaltung verantwortlich zeichnet. Ein herzliches Dankeschön an die 
Referenten! Die nächste Veranstaltung findet am 2.10.2014 im ACV statt.

RA Schrank, WP Marterbauer, OStA Winkler, WP Bartos.



Die neue Kompakt-Reihe der Jungen ÖGWT soll zu einer 
Serie regelmäßiger Veranstaltungen werden, bei denen 

jeweils zu einem komplexen Thema mehrere Referenten vor-
tragen. Damit soll versucht werden, in möglichst kurzer Zeit 
komplexes Wissen zu vermitteln. Bei der ersten Veranstaltung 
zum Thema „Anzeichen einer bevorstehenden Krise“ konnte 
die Junge ÖGWT-Tirol (unter der Leitung von Christina Malo-
jer, Philipp Hagele, Michael Reimair) drei Top-Experten aus der 
Praxis präsentieren: Mag. Karl Reschreiter von der Abteilung 
Bilanzanalyse der Unicredit Bank Austria in Wien konnte den 
über 70 Teilnehmern viel Interessantes zum Bilanzrating vermit-
teln und legte dar, welche Kennzahlen das Rating beeinflussen. 
Dadurch konnte er den Teilnehmern vermitteln, wie ein Ban-
kinstitut die Warnsignale einer Unternehmenskrise frühzeitig 
erkennt. Dr. Christoph Strobl gab viel von seinem Praxis-Wis-
sen als Unternehmenssanierer und Turnaround-Manager zum 
Besten. Für die Teilnehmer war vor allem auch interessant, wie 
das Interimsmanagement während einer Krise durch einen ex-
ternen Berater funktioniert. Im letzten Teil des Vortragsabends 
gab der Leiter des KSV 1870 in Tirol, Walter Hintringer, einen 
Einblick in die Krisensituation österreichischer KMU aus Sicht 
des Kreditschutzverbandes. Nach den Grundzügen des Insol-
venzrechts ging er vor allem auf die in seiner jahrelangen Praxis 
entwickelten Vorboten einer Unternehmenskrise ein und konn-
te den Teilnehmern dadurch viel Wissenswertes für die Praxis 
mitgeben und zeigen, wie sich eine Insolvenz frühzeitig erken-
nen lässt. Nach dem informativen Abend lud der Landesleiter 
der Unicredit Bank Austria Tirol, Mag. Markus Sappl, noch zu 
geselligem Beisammensein und Networking beim Buffet. 

Die nächste Veranstaltung der jungen ÖGWT Tirol ist 
schon in Planung: Freitag, 28. März 2014: „Wachstum! 
Fluch oder Segen? – Grundlagen für den dauerhaften Kanz-
leierfolg“. Dieses Seminar richtet sich an alle Kanzleileiter 
und Wirtschaftstreuhänder in führenden Positionen und die 
Junge ÖGWT konnte dafür den Top-Experten auf diesem 
Gebiet, StB Stefan Lami, gewinnen. Jede Kanzlei ist früher 
oder später (meist früher) mit der Frage des Wachstums – 
oder des „Nicht-Wachstums“ – konfrontiert. Klare Entschei-
dungen und zielorientierte Vorgangsweisen im Hinblick auf 
Wachstum sind die Voraussetzungen für den Kanzleierfolg. 

	 Gibt es Alternativen zu Wachstum für Steuerberatungs
unternehmen? Oder sind sie zu Wachstum „verdammt“?  

	 Wenn es Alternativen gibt, welche sind das?  
	 Welche Wachstumsstrategien sind erfolgreich?  
	 Welche Alternativstrategien versprechen Erfolg?  
	 Reicht gutes Management für die Bewältigung des Wachs-

tums aus oder braucht es eine besondere Art des Kanzlei-
Managements?  

	 Was sind die größten Wachstumshindernisse und wie kön-
nen sie beseitigt werden?  

	 Ab wann ist Wachstum ungesund?  
	 Wie ist das Verhältnis zwischen Wachstum und Profitabilität 

der Kanzlei?  
	 Welche Vor- und Nachteile bestehen bei Wachstum in 

den Kernbereichen gegenüber Wachstum durch Diversi-
fikation? 	 n

Eine Einladung zum Seminar ergeht noch separat.	

Kompakt und komplex
junge ÖGWT. Die Junge ÖGWT Tirol startete mit einer neuen Seminarreihe 

in den heurigen Herbst. Von Michael Reimair 

DAS KARRIERE
NETZWERK

Die Junge 
ÖGWT Tirol 
konnte viele 

neue Mitglie-
der aus den 
Reihen der 

Berufsanwär-
ter und Jung-
steuerberater 

gewinnen. 

zum autor
Mag. Michael 
Reimair ist Steuer
berater in Inns-
bruck und Mit-
glied im Berufsan-
wärterausschuss 
der KWT
reimair@pardeller-

reimair.at
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11. ifa Golf-Trophy 
für Steuerberater
30. – 31. August 2013 im Golfclub Moosburg-Pörtschach

Bei strahlendem Sonnenschein fand die diesjähri-
ge ifa Golf-Trophy im Golfclub Moosburg-Pört-

schach inmitten eines wunderschönen Naturparks 
statt. Zahlreiche Steuerberater aus ganz Österreich 
beteiligten sich bei dem vorgabewirksamen Stableford-
Turnier und zeigten vollen Einsatz. Auch der traditio-
nelle Golfschnupperkurs mit anschließendem Putting-
Turnier fand wieder großen Anklang. 

Die stolzen Sieger wurden im Rahmen einer stim-
mungsvollen Abendveranstaltung im Seepark Hotel 
Klagenfurt am Wörthersee für ihre sportlichen Leistun-
gen geehrt. Der Gewinnerin der anschließenden Verlo-
sung, Frau Mag. Cornelia Schlegl, überreichte der ifa 
Vorstand DI Michael Baert einen Reisegutschein.	  n

1	 Dkfm. Dr. Michael Wilhelm,  
DI Michael Baert, Mag. Klaus  
Hübner, Dr. Michael Barnay

2	 MMag. Rudolf Weiermayer
3	 Sonja Haingartner
4	 Peter Falle, Johann Traunsteiner, 

Herbert Nachbargauer MBA,  
Mag. Josef Ischepp LL.M.

5	 Abendveranstaltung im Seepark 
Hotel

6	 Mag. Karin Hübner, Monika  
Wilhelm, Aurelia Holzinger

7	 Mag. Julius Stagel,  
Mag. Johannes Mörtl,  
KR Mag. Wolfgang Stabauer MBA

8	 Golfschnupperkurs
9	 Mag. Cornelia Schlegl (links), 

Gewinnerin des Reisegutscheins

Gewinner der 
11. ifa Golf-Trophy

Gruppe A:
1. Meinhard Aicher
2. Mag. Philip Chlupacek
3. Mag. Josef Ischepp LL.M.

Gruppe B:
1. Dr. Michael Barnay
2. Dkfm. Dr. Michael Wilhelm
3. Mag. Herbert Hangelmann

Gruppe C:
1. Paul Weiermayer
2. Mag. Julius Stagel
3. Mag. Bernhard Pfeiffer

Gruppe D:
1. Sonja Haingartner
2. Peter Falle
3. Gerhard Haingartner

Longest Drive Damen:
Monika Wilhelm
Longest Drive Herren:
Meinhard Aicher

Nearest to the pin Damen:
Ulrike Pfeiffer
Nearest to the pin Herren:
Mag. Herbert Hangelmann

Brutto Damen:
Monika Wilhelm
Brutto Herren:
Mag. Lukas Mittlböck

Schnuppergolfkurs
Puttingturnier Damen:
Dir. Sonja Wolf
Puttingturnier Herren:
Mag. Erich Wolf

1

2
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3
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7

9
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Viele Berufsanwärter kennen wohl diese Entscheidung: 
Das Ende des Studiums naht und der Einstieg in das 

Berufsleben steht bevor. Wer die Entscheidung getroffen 
hat, eine Steuerberater- oder Wirtschaftsprüferlaufbahn ein-
zuschlagen, dem eröffnen sich zahlreiche Fragen. Eine dieser 
Fragen ist die Frage nach potenziellen Arbeitgebern und damit 
einhergehend auch die Frage, ob man in einer kleinen oder in 
einer großen Kanzlei arbeiten möchte. Selbst für diejenigen, 

welche bereits während des Studiums 
erste praktische Erfahrungen sammeln 
konnten, ist diese Entscheidung nicht 
immer ganz einfach. Doch worin liegt 
der Unterschied?

Ausbildung 
Einer der wohl wesentlichsten Aspekte 
für Berufsanwärter und junge Steuerbera-
ter ist sicherlich die Ausbildung. Gerade 
große Kanzleien verfügen dahingehend 
über jahrelange und vielfältige Erfah-
rungen. Der Ausbildungsweg ist klar vor-

gegeben – die Vorteile liegen auf der Hand: 
	 Einführende, innerbetriebliche Schulungen, das Beistellen 

eines Coaches sowie ein ausgetüfteltes und erprobtes Ausbil-
dungsprogramm erleichtern den Einstieg. 

	 Laufende Schulungen ermöglichen sowohl die fachliche als 
auch die persönliche Weiterentwicklung.

	 Durch ein breit aufgestelltes Team besteht die Möglichkeit 
– insbesondere zur Prüfungsvorbereitung – flexible Arbeits-
zeitregelungen in Anspruch zu nehmen sowie mit und von 
gleichgesinnten Kollegen zu lernen.

Solche Ausbildungsmöglichkeiten bestehen in kleineren Kanz-
leien regelmäßig weniger. Der sprichwörtliche „Wurf ins kalte 
Wasser“ ist keine Seltenheit, was aber auch bedeutet, dass man 
rasch Verantwortung übernehmen und ein breites Spektrum an 

Erfahrung ansammeln kann. Ein Großteil der kleinen Kanz-
leien kompensiert mangelnde innerbetriebliche Fortbildung-
sangebote mit der Kostenübernahme von externen Seminar
anbietern, was wiederum andere Möglichkeiten bietet. 

Aufgabenbereich
Die Frage nach dem Einsatzgebiet sollte gut überlegt sein: Wäh-
rend in kleineren Kanzleien der Fokus auf einer breiten Basis 
liegt, sind große Kanzleien in der Regel nach Fachgebieten un-
tergliedert. Für die Vorbereitung auf die Steuerberaterprüfung 
sowie das weitere Berufsleben steht außer Frage, dass ein breites 
Fundament sicher dienlich ist. Allerdings darf man nicht aus 
dem Auge lassen, dass auch in Großkanzleien darauf geachtet 
wird, die Grundausbildung nicht zu kurz kommen zu lassen. 
Hinzu kommt ohne Zweifel aber jener Vorteil, dass die Be-
rufseinsteiger sich von Anfang an mit einem Fachgebiet vertieft 
auseinandersetzen und bei absolvierter Steuerberaterprüfung 
bereits über ein fundiertes Fachwissen verfügen. Insbesondere 
unter diesem Aspekt sei jedem Berufseinsteiger geraten, in sich 
zu gehen und sich zu überlegen, ob man sich eher als Generalist 
oder als Spezialist sieht, da gerade das letztlich typabhängig ist. 

Arbeitsumfeld
Der tägliche Arbeitsalltag spielt – neben dem Ausbildungs- und 
Einsatzaspekt – eine zentrale Rolle. Wie schon angemerkt, sind 
große Kanzleien in Teams untergliedert, welche sich auf spe-
zielle Fachgebiete oder Industriesektoren spezialisieren. Kleine 
Kanzleien bieten dagegen den Bonus der Individualität. Wäh-
rend man sich in kleinen Kanzleien in ein eingespieltes Team 
einfügen muss, bieten – in großen Kanzleien – die vielen Kol-
legen, die in ähnliche Situationen sind oder gerade noch waren, 
Möglichkeiten zum Erfahrungsaustausch: Da viele Bewerber die 
Attribute Internationalität, Offenheit und Modernität schätzen, 
finden sich diese Eigenschaften häufig in den Mitarbeitern von 
großen Kanzleien wieder. Aber nicht nur das Kollegentum ist 
in Großkanzleien international, sondern auch die Klienten. 
Die Möglichkeit, Erfahrungen an einem Auslandsstandort zu 
sammeln, stellt zweifelsohne einen weiteren Vorteil einer großen 
Kanzlei dar – eine Chance, die den Erfahrungsschatz immens 
vergrößern kann. 

Vor diesen drei Aspekten – Ausbildung, Aufgabenbereich 
und Arbeitsumfeld – darf natürlich eines nichts vergessen wer-
den: Am Ende des Tages muss der Job Zufriedenheit und Freu-
de bringen!� n

zur autorin
Mag. Nora 
Knoblechner, 
LLM.oec. BA
nora.knoblechner@

gmail.com

Entweder – Oder?
Berufsanwärter. Große oder kleine Kanzlei? Steuerberater oder Wirtschafts-

prüfer? Über Fragen zum Arbeitseinstieg als Berufsanwärter. 
Von Nora Knoblechner

Der tägliche Arbeitsalltag 
spielt – neben dem Ausbil-
dungs- und Einsatzaspekt 
– eine zentrale Rolle.
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Sind Sie fit für die 
„Bilanzpolizei“? 

Wirtschaftsprüfer. Ab 2013 unterliegt die Rechnungslegung kapitalmarkt
orientierter Unternehmen einer weiteren Beaufsichtigung. Eine gezielte Vorbereitung 
und eine nachvollziehbare Dokumentation sind unerlässlich. Von Thomas Schaffer 

Im Dezember 2012 hat Österreich mit dem Rechnungsle-
gungs-Kontrollgesetz (RL-KG) als letzter der 27 EU-Mit-

gliedstaaten die europarechtlichen Vorgaben zum „Enforce-
ment“ umgesetzt. Das RL-KG ist am 1. Juli 2013 in Kraft 
getreten und ist auf alle Abschlüsse und sonstigen vorgeschrie-
benen Informationen jenes Geschäftsjahres anzuwenden, das 
nach dem 30. Dezember 2013 endet. 

Betroffen sind kapitalmarktorientierte Unternehmen, de-
ren Wertpapiere (Aktien oder Schuldtitel) an einem geregelten 
Markt im Inland zugelassen sind. Unternehmen, deren Wert-
papiere am Dritten Markt notieren, unterliegen nicht dem 
Enforcement. 

Die Prüfung umfasst die im öffentlichen Interesse stehende 
Richtigkeit der Rechnungslegung, also die letzten festgestellten 
Jahresabschlüsse/Konzernabschlüsse einschließlich Lageberichte 
nach nationalen bzw. internationalen Rechnungslegungsvor-
schriften (IFRS), die Halbjahres-
finanzberichte und Zwischenmit-
teilungen. Sie bezieht sich nicht 
auf den Bestätigungsvermerk des 
Abschlussprüfers. Es sind sowohl 
Anlassprüfungen – bei konkreten 
Anhaltspunkten für einen Verstoß 
gegen die Rechnungslegungs-
vorschriften nach Maßgabe des 
öffentlichen Interesses – als auch 
Stichprobenprüfungen, ohne be-
sonderen Anlass, vorgesehen. 

Angelehnt an das deutsche 
Modell hat Österreich ein zwei-
stufiges Enforcementverfahren eingerichtet. Als Kontrollbehör-
de ist die Finanzmarktaufsicht (FMA) vorgesehen; sie bedient 
sich der Österreichischen Prüfstelle für Rechnungslegung, 
die als privatrechtliche Einrichtung ein unabhängiger, nicht 
auf Gewinn ausgerichteter Verein ist, der vom BMF – nach 
Anhörung des BMJ – anerkannt wurde. Der Verein hat eine 
Prüfstelle eingerichtet, die grundsätzlich die Prüfung der Unter-
nehmens-abschlüsse und -berichte durchführt, und ist in ihrer 
Tätigkeit weisungsfrei. Die Leitung der Prüfstelle erfolgt durch  
Mag. Dr. Rudolf Jettmar (Leiter) und durch Univ.-Prof. Dr. 
Roman Rohatschek (Stv.-Leiter) und hat mit 1. Juli 2013 ihre 
Tätigkeit aufgenommen. 

Die voraussichtlichen Kosten der Prüfstelle pro Jahr sind 
von den einzelnen Unternehmen mit einem Fixbetrag von  

EUR 7.500,– (2013 EUR 3.750,– für ein Halbjahr) sowie 
durch Mitgliedsbeiträge der Vereinsmitglieder in Höhe von  
EUR 10.000,– vorzufinanzieren. Ein Restbetrag ist den Un-
ternehmen gemäß ihrer Börsenkapitalisierung anteilsmäßig zu 
verrechnen. Ergibt die Prüfung, dass die Rechnungslegung feh-
lerhaft ist, so hat die FMA den Fehler mit Bescheid festzustellen. 

Nach Maßgabe des öffentlichen Interesses an der Richtigkeit 
der Finanzberichterstattung kann die FMA bescheidmäßig an-
ordnen, dass das Unternehmen den festgestellten Fehler unver-
züglich bekannt zu machen hat. 

Strafmaßnahmen bei festgestellten Fehlern sind im RL-KG 
nicht vorgesehen. Lediglich die vorsätzliche, fehlerhafte bzw. 
unvollständige Vorlage von Unterlagen bzw. die vorsätzliche, 
fehlerhafte und unvollständige Auskunftserteilung an die FMA 
bzw. Prüfstelle sind mit Geldstrafen bis zu EUR 100.000,– zu 
ahnden. Allerdings hat die FMA strafrechtlich relevante Sach-

verhalte unter anderem der Staatsanwaltschaft mitzuteilen. Eine 
adäquate Mitwirkung des geprüften Unternehmens im Verfah-
ren und die angemessene Fehlerveröffentlichung sind ausdrück-
lich als schadensbereinigende Maßnahme im Sinne der StPO 
anerkannt.

Fit für Rechnungslegungs-Kontrollgesetz? 
Erfahrungen aus Deutschland zeigen, dass rund 20% der ge-
prüften Unternehmen Bilanzierungsfehler eingestehen und ver-
öffentlichen mussten, ein nicht zu unterschätzendes Reputati-
onsrisiko. Eine professionelle Vorbereitung auf das Enforcement 
sowie eine nachvollziehbare Dokumentation sind unabdingbar, 
um die zu erwartenden knappen Fristen zur Fragebeantwortung 
einzuhalten. 	 n

Erfahrungen aus Deutschland zei-
gen, dass rund 20% der geprüften 
Unternehmen Bilanzierungsfehler 
eingestehen und veröffentlichen 
mussten, ein nicht zu unterschät-
zendes Reputationsrisiko. 

Zum Autor
Mag. Thomas 
Schaffer ist Wirt-
schaftsprüfer und 
Steuerberater 
thomas.schaffer@

tpa-horwath.com
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Bekanntlich ist mit dem AbgÄG 2012 mit Wirkung für Um-
wandlungsbeschlüsse, die nach dem 31.12.2012 zur Eintra-

gung in das Firmenbuch angemeldet werden, eine Systemände-
rung bei der Ausschüttungsfiktion nach § 9 Abs. 6 UmgrStG 
erfolgt. Der Betrag, der im Zuge einer Umwandlung als fiktiv 
ausgeschüttet gilt, knüpft nicht mehr (wie bis 31.12.2012) an 
den unternehmensrechtlichen Bilanzgewinn an, sondern orien-
tiert sich am sogenannten steuerlichen „Gewinnkapital“. Das 
BMF begründet diese Systemumstellung damit, dass das steu-
erliche Gewinnkapital im Zuge einer Umwandlung auf den ein-
kommensteuerpflichtigen Rechtsnachfolger übergeht und von 
diesem steuerneutral entnommen werden kann. Daher muss der 
über die Bestandsdauer der Kapitalgesellschaft saldierte, bislang 
nur mit 25% besteuerte steuerliche 
Gewinn am Ende der Körperschaft-
steuerpflicht der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft dem Kapitalertrag-
steuerabzug unterzogen werden. Da-
durch werde gewährleistet, dass vom 
Rechtsnachfolger nur „vollständig“ 
besteuerte Gewinne der Kapitalgesell-
schaft entnommen werden können 
(Rz 544 UmgrStR).

Im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses
Das Gewinnkapital wird als Differenz zwischen dem Umwand-
lungskapital i.S.d. § 8 Abs. 5 UmgrStG und den Einlagen i.S.d. 
§ 4 Abs. 12 EStG definiert. Der sich danach ergebende fiktive 
Ausschüttungsbetrag erhöht sich noch um den negativen Buch-
wert eines Vermögens, welches im Zuge einer der Umwandlung 
vorgelagerten Umgründung übernommen wurde, soweit er 
nicht nach § 18 Abs. 2 UmgrStG als ausgeschüttet gilt. Dabei 
werden aber nur Vorumgründungen mit Stichtagen nach dem 
31.12.2007 berücksichtigt (3. Teil Z 23 zweiter Satz UmgrStG).

Was sich im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses als beste-
chend einfache Alternative zur vormaligen Rechtslage mit den 
nahezu unzähligen Zu- und Abschlägen zum unternehmens-
rechtlichen Bilanzgewinn dargestellt hat, entpuppte sich nun bei 
der Detailbeurteilung im Rahmen der Wartung der UmgrStR 
als doch nicht so einfach. Probleme sind bei der Definition des 
steuerlichen Gewinnkapitals gemäß Umwandlungsbilanz auf-
getaucht. Im Entwurf des Wartungserlasses zu den UmgrStR 
stand das BMF noch auf dem Standpunkt, dass das Gewinn-
kapital anhand der steuerlichen Werte der Umwandlungsbilanz 

zu ermitteln und dabei z.B. die Körperschaftsteuerrückstellung 
Teil des Gewinnkapitals sei, während eine aktivierte Körper-
schaftsteuervorauszahlung das Gewinnkapital mindern würde. 
Der Fachsenat für Steuerrecht hat in einer Stellungnahme zum 
Entwurf des Wartungserlasses dem BMF vor Augen geführt, 
dass diese Sichtweise des Gewinnkapitals zu unsystematischen 
Ergebnissen führt und extrem gestaltungsanfällig ist.

Der Meinung des Fachsenats gefolgt
Das BMF ist in der Endfassung des UmgrStR-Wartungserlasses 
der Meinung des Fachsenats gefolgt. In Rz 546 UmgrStR wird 
nun ausgeführt, dass permanente Differenzen zwischen dem 
unternehmensrechtlichen und dem steuerlichen Ergebnis zu 

keiner Veränderung des Umwand-
lungskapitals führen. Daher sind we-
der Forderungen im Zusammenhang 
mit steuerbefreiten Erträgen vom Um-
wandlungskapital abzuziehen noch 
Passivposten im Zusammenhang mit 
nicht abzugsfähigen Aufwendungen 
dem Umwandlungskapital zuzuschla-
gen. Als Beispiele führen die UmgrStR 
die Körperschaftsteuerrückstellungen 
und Repräsentationsaufwendungen 

an, die das Gewinnkapital nicht erhöhen, und steuerfreie Beteili-
gungserträge und aktivierte Körperschaftsteuervorauszahlungen, 
die das Gewinnkapital nicht vermindern. Der Unterschied zwi-
schen permanenten und temporären Abweichungen zwischen 
dem unternehmensrechtlichen und dem steuerlichen Ergebnis 
liegt darin, dass bei permanenten Differenzen keine Umkehrung 
in den Folgejahren eintritt, während temporäre Differenzen in 
den Folgejahren zu abzugsfähigen Betriebsausgaben führen. 
Permanente Differenzen haben demnach keine Auswirkungen 
auf das Umwandlungs(Gewinn)kapital, während temporäre 
Differenzen zu Erhöhungen oder Verminderungen des Um-
wandlungskapitals führen. Beispiele für temporäre Differenzen 
sind z.B. steuerlich nicht zulässige Abschreibungssätze (z.B. bei 
PKW), Unterschiede im Ansatz der Herstellungskosten, steu-
erlich nicht anerkannte Pauschalwertberichtigungen, aktivierte 
Geldbeschaffungskosten und Differenzen bei den Pauschalrück-
stellungen, den Sozialkapitalrückstellungen sowie der 20%-Ab-
zinsungsabschlag bei langfristigen Rückstellungen. Bei all diesen 
temporären Differenzen sind die steuerlichen Buchwerte für das 
Umwandlungskapital von Relevanz.	 n

Zum Autor
Prof. Dr. Thomas 
Keppert ist Wirt-
schaftsprüfer und 
Vorsitzender des 
Fachsenats für 
Steuerrecht
keppert@keppert.at

Temporäre Differenzen
Im FOKUS. BMF zur Ausschüttungsfiktion bei Umwandlungen.

Von Thomas Keppert

Der Betrag, der im Zuge einer 
Umwandlung als fiktiv aus-
geschüttet gilt, knüpft nicht 

mehr an den unternehmens-
rechtlichen Bilanzgewinn an, 
sondern orientiert sich am 

steuerlichen„Gewinnkapital“.
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Ab 1.1.2014 tritt das Finanzverwaltungsgerichtsbarkeitsgesetz 
2012, BGBl I 2013/14, in Kraft, mit dem u.a. das 

Bundesfinanzgericht (BFG) ins Leben gerufen wird und das 
Rechtsmittelverfahren der BAO Änderungen erfährt. Auch 
nach neuer Rechtslage kann einem Beschwerdeführer aber 
nichts Schlimmeres passieren, als dass der zuständige Richter 
das Studium der Beschwerde bereits nach Seite drei – von 
fehlender Struktur irritiert, ausschweifenden Ausführungen 
gelangweilt und missbräuchlicher Verwendung der Textformate 

fett, kursiv und unterstrichen verärgert 
– nur deshalb nicht abbricht, weil 
er hofft, doch noch irgendwo die 
Beschwerdeanträge zu finden, um diese 
abzuweisen. 

Hieraus erhellt: Eine Beschwerde 
verlangt nach Struktur, in die sich ihr 
notwendiger und zweckdienlicher Inhalt 
möglichst eloquent einfügt, sodass die 
Aufmerksamkeit des Lesers geweckt und 
bis zum Schluss aufrechterhalten wird. 

Struktur und Inhalt
Beim notwendigen Inhalt der 
Beschwerde hilft das Gesetz (§ 250 
BAO) und es empfiehlt sich, diese 
Formalerfordernisse bereits somit 
auf den ersten Blick erkennbar zu 

erfüllen. In der Praxis bewährt sich in diesem Zusammenhang 
die Verwendung eines an die zuständige Behörde adressierten 
Deckblattes, dem folgende Angaben zu entnehmen sind:

	 der Name des Abgabepflichtigen samt Steuernummer,
	 der Name des berufungsmäßigen Parteienvertreters unter 

Berufung auf die erteilte Vollmacht,
	 die Bezeichnung des Rechtsmittels („Beschwerde“), 
	 der angefochtene Bescheid samt Datum. 

Üblicherweise wird eingangs der Beschwerde selbst 
nochmals ausdrücklich die Erhebung der Beschwerde erklärt 
und im Anschluss ausgeführt, in welchen Punkten der Bescheid 
angefochten wird. Wurde im Bescheid zwecks Begründung 
auf den Außenprüfungsbericht verwiesen, sollten hier jene 
Feststellungen bezeichnet werden, zu denen eine Änderung 
gewünscht wird. Hieran schließen sich die Beschwerdeanträge 
an. Es folgt die auch als solche zu übertitelnde „Begründung“, 

womit sämtliche notwendige Bestandteile augenscheinlich 
vorhanden sind.

Inhalt der Begründung
Die Begründung ist das Herzstück der Beschwerde. Hier ist 
klar aufzuzeigen, welche Mängel dem angefochtenen Bescheid 
anhaften. Ein Abwägen der Für und Wider der eigenen 
Rechtsposition ist an dieser Stelle fehl am Platz und im Übrigen 
Aufgabe der Rechtsmittelinstanz. Es geht darum, der eigenen 
Rechtsposition zum Durchbruch zu verhelfen. 

Dazu ist es ratsam, den entscheidungsrelevanten Sachverhalt 
einleitend in wesentlichen Punkten festzuhalten. Gerade in 
Bezug auf Bescheide, denen der Außenprüfungsbericht als 
Begründung zugrunde gelegt wird, erweist sich dies zumeist als 
unverzichtbar, weil nicht jedes Vorbringen des Abgabepflichtigen 
niederschriftlich festgehalten wird bzw. werden kann und 
somit womöglich bei der Abgabenfestsetzung unberücksichtigt 
geblieben ist. Zudem können auch neue Tatsachen vorgebracht 
werden, im Beschwerdeverfahren gilt kein Neuerungsverbot. 

Die Begründung bietet die Möglichkeit, den maßgeblichen 
Sachverhalt nochmals darzustellen und hieran anknüpfend die 
nach eigenem Dafürhalten richtige Rechtsansicht darzulegen. 
Auch bei seiner Darstellung sollte auf eine entsprechende 
Gliederung geachtet und z.B. Überschriften eingepflegt werden. 
Wesentliches soll auch textlich bzw. optisch hervorgehoben 
werden, wobei aber der Grundsatz gilt: Durch Wiederholungen 
oder Fettschrift wird eine Aussage nicht richtiger. 

Eine Formstrenge zur expliziten Geltendmachung 
bestimmter Beschwerdegründe besteht nach der BAO 
weiterhin nicht. Dennoch empfiehlt es sich, diese 
anzuführen, um möglichst konkret darzustellen, welche 
Fehler dem angefochtenen Bescheid anhaften. Dabei sollten 
unterstützende VwGH-Judikate unbedingt zitiert werden, 
was auch für eine allfällige Fortsetzung des Verfahrens vor dem 
VwGH hilfreich sein kann. Art 133 Abs. 4 BVG i.d.F. der 
Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle 2012, BGBl I 2012/51, 
sieht vor, dass Revisionen nur mehr bei Vorliegen einer 
Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zulässig sind, wenn 
also z.B. ein Erkenntnis des BFG von der Rechtsprechung des 
VwGH abweicht. 

Fazit: Auch im Rechtsmittelverfahren gilt: „Wie man sich 
bettet, so liegt man“, sodass der Beschwerdeführer durch den 
Einsatz bestimmter Stilmittel die Erfolgsaussichten seiner 
Beschwerde deutlich erhöhen kann.	 n

Zum Autor
Martin Sporn-
berger ist Senior 
Manager der PwC
martin.spornberger
@at.pwc.at

Eine Frage des Stils
BFG. Ein Rechtsmittel ist auch ein Kommunikationsmittel. Es kommt also auf die Art 

und Weise seiner Ausführung an. Von Martin Spornberger
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Buchneuerscheinungen und aktuelle Fachliteratur für den täglichen Gebrauch

 	 Strukturierte Darstellung jeder 
einzelnen Verfahrensstufe
 	 Einbringung des Rechtsmittels 

und Verfahren vor der Abgaben-
behörde

 	 Verfahren vor dem Bundes
finanzgericht

 	 Revisionsverfahren beim 
VwGH

 	 Nachträgliche Änderung von 
Bescheiden und Erkenntnissen

 	 mit vielen praxisrelevanten Hinwei-
sen und Beispielen

 	 Kurzüberblick am Beginn jedes 
Kapitels

 	 zahlreiche Hinweise zu weiterfüh-
render Judikatur und Literatur

Ein unverzichtbarer Leitfaden für 
Wirtschaftstreuhänder! 

Ehrke-Rabel (Hrsg), Rechtsmittel-
verfahren in Abgabensachen.  
Manz Verlag 2013. 208 Seiten. Br.  
EUR 38,–. ISBN 978-3-214-07081-6. 

Abgabenordnung 
neu 
3 	�Mit zahlreichen Mustern 

Auch dieses Praxishandbuch be-
schäftigt sich mit der Einführung 
der Verwaltungsgerichte sowie des 
Bundesfinanzgerichts ab 1.1.2014. 
Diese machte eine komplette Über-
arbeitung und Neuauflage dieses für 
Gemeinden unentbehrlichen Leit
fadens notwendig.
Mit
 	 dem neuen Instanzenzug bei Lan-

des- und Gemeindeabgaben
 	 vielen neuen Beispielen und The-

men aus der Gemeindepraxis

 	 mehr als 30 Musterformularen 
und Musterbescheiden – aktuali-
siert und direkt anwendbar und

 	 den häufigsten (Sonder-) Regelun-
gen beim Abgabenverfahren vor den 
Landes- und Gemeindebehörden

Subskriptionspreis bis 31.1.2014: 
EUR 24,–! 

Mühlberger/Pilz/Rathgeber, Die 
Abgabenordnung – Neuer Leitfaden 
für Gemeinden, 2. Auflage.  
Manz Verlag 2013. 272 Seiten. Br.  
EUR 29,–. ISBN 978-3-214-05394-9. 
 

Von der E-Mail 
bis zum Geschäfts-
bericht 
4	 Handbuch für Unter-
	 nehmenskommunikation  

Von der E-Mail bis zum Geschäfts-
bericht, vom Pressestatement bis zum 
Corporate Book – jede Zeile, die 
ein Unternehmen verlässt, prägt das 
Image bei Kunden, Medien und Kon-
kurrenten. „Business-Texte“ zeigt, wie 
Unternehmen mit Worten Vertrauen 
und Glaubwürdigkeit erzielen, wie sie 
ihr Profil schärfen und ihre Leistung 
erfolgreich präsentieren. Muster für 
Textsorten und Tipps für einen opti-
malen Projektablauf machen diesen 
Ratgeber zu einem unverzichtbaren 
Handbuch für die tägliche Unter-
nehmenskommunikation. Auch als 
E-Book erhältlich!

Gabriele Borgmann, Business-
Texte. Linde Verlag 2013. 
192 Seiten. Kartoniert. EUR 19,90. 
ISBN 978-3-70 9-30490-7.

Der Bestseller in 
2. Auflage  
1 	1. StabG 2012 &  

AbgÄG 2012

Dieses Praxishandbuch bringt Sie 
rasch auf den neuesten Stand und 
enthält Strategien und Empfehlungen 
für die tägliche Arbeit. Zudem wird 
ein Querschnitt durch die gesamte 
Immobilienbesteuerung geboten (in-
klusive Privatstiftungen und Immobi-
lienfonds).

Die 2. Auflage berücksichtigt 
bereits auch die jüngst publizierte 
Ansicht der Finanz zur Immobilien-
besteuerung sowie wichtige inzwi-
schen veröffentlichte Literatur.

Themen z.B.:
 	 Private Grundstücksveräußerung
 	 Verlängerung des Vorsteuerberich-

tigungszeitraums
 	 Entfall der Optionsmöglichkeit 

bei der Umsatzsteuer 

Bovenkamp/Fuhrmann/Kühmayer/
Reisch/Resch/Sulz, Immobilien
besteuerung NEU, 2. Auflage.  
Manz Verlag 2013. 256 Seiten. Br. 
EUR 38,–. ISBN 978-3-214-04188-5. 

Das neue Verfahren 
vor FA, BFG & VwGH
2 �	Schritt für Schritt erläutert 

Die neue Finanzgerichtsbarkeit bringt 
am 1. 1. 2014 nicht nur zahlreiche 
neue Begriffe mit sich; sie regelt das 
Verfahren in Abgabensachen grundle-
gend neu. Mit diesem Praxishandbuch 
behalten Sie den Überblick in allen 
Instanzen:

1
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Alle Aspekte 
in einem Werk
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Rechtsan-

walts-GmbH 

& Co KG

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

2013. 
XX, 200 Seiten, Br. EUR 42,–
ISBN 978-3-214-00749-2 

Kanduth-Kristen_RechtsanwaltsgmbH_2014_210x285_4c.indd   1 20.11.13   09:53



Fragebogen 
Sind Sie gut beraten?

13 Fragen zum Steuerberater von 

1.	 Wie oft sehen Sie Ihre/n SteuerberaterIn (Stb)?

	 Im Schnitt einmal im Jahr.

2.	 Was bringt er/sie Ihnen?

	 Er teilt mir Neuigkeiten mit und wir gehen aktuelle Fragen durch.
3.	I st sein/ihr Honorar angemessen? 

Absolut.
4.	 Wie alt soll/darf Ihr/e SteuerberaterIn sein? 

Alter spielt (bei mir) keine Rolle. 
5.	D arf ein/e SteuerberaterIn Sexappeal haben? Oder wirkt ein/e unattraktive/r Stb kompetenter?

	 Danach habe ich noch nie geschaut.
6.	S oll Ihr/e SteuerberaterIn nur Business-Kleidung tragen?

	 Was er in seinem Büro trägt, ist seine Sache.
7.	H at Ihr/Ihre SteuerberaterIn genug Zeit für Sie?

	 Das war nie ein Problem.
8.	S ehen Sie Ihren/Ihre SteuerberaterIn als Buchhalter oder Berater?

	 Eigentlich beides.
9.	V or wem haben Sie mehr Angst: Vor Ihrem Zahnarzt oder vor Ihrem Stb? 

	 Gute Frage: es kommt darauf an, was der Zahnarzt mit mir vorhat.
10.	 Wie wichtig ist Ihnen die örtliche Nähe zu Ihrem/Ihrer SteuerberaterIn? 

	Offensichtlich nicht wichtig, denn meiner ist relativ weit weg.
11.	F ür wie wichtig halten Sie repräsentative Räumlichkeiten Ihres Steuerberaters?

	 Für einen Besuch einmal im Jahr: nicht wichtig.
12.	 Wie oft wechseln Sie Ihren/Ihre Steuerberater/in? Und warum?

	 Ich habe meinen Steuerberater seit 20 Jahren - und davor hat nur die Führung der Kanzlei gewechselt.
13.	 Welches Auto soll Ihr/e SteuerberaterIn fahren?

	 Er sollte jedenfalls nicht den Eindruck hinterlassen, ich hätte sein Auto finanziert.

Danke für Ihre Bemühungen!

Eugen Freund, Moderator
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Neu: Abgeltungssteuerabkommen 
mit der Schweiz  und Liechten-
stein kommentiert
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MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Loseblattwerk in 5 Mappen inkl. 36. Erg.-Lfg. 2013 EUR 338,– 
Preis mit Abnahmeverpf lichtung für mind. 2 Erg.-Lfg. EUR 248,–
ISBN 978-3-214-14318-3
Online-Version: www.manz.at/intstr

Loukota_Int_Steuerrecht_210x285_4c.indd   1 20.11.13   09:55



Im guten Licht
Einrichtung. Der Lichtspezialist 
Artemide hat mit Demetra eine neue, super
flexible Schreibtischleuchte im Programm.

Dass schlechtes Licht die Augen verdirbt, wussten schon unsere 
Großeltern. Vor allem im Büro und gerade auch bei der Bildschirm-
arbeit sollte daran keinesfalls gespart werden. Unangefochtene Speer-
spitze bei Schreibtischbeleuchtung ist der Lichtspezialist Artemide. Dort hat man 
den japanischen Designer Naoto Fukasawa beauftragt, die zum Klassiker gewordene 
Tolomeo-Leuchte neu zu interpretieren. Das Ergebnis heißt Demetra, eine Lampe 
mit justierbarem Arm, der sich in sämtliche Richtungen bewegen lässt. Die Form ist 
minimalistisch, der Leuchtkopf mit einem Dimmer verstellbar. Demetra unterstützt 
auch beim Energiesparen. Ein Anwesenheitssensor erkennt, ob das Licht überhaupt 
noch gebraucht wird, und schaltet automatisch ab. Preis: EUR 317,–. 
Gesehen auf www.amazon.at

Neue produkte, Services und Trends. Von Karin Pollack

Gesund strampeln
Fitness. Der GPS-Spezialist TomTom hat 
einen neue Uhr für kontrolliertes Training 
vorgestellt. 

Büroarbeiter, die lange Stunden vor dem PC sitzen, 
sollten in ihren Wochenrhythmus ein paar Einheiten 
Bewegung einbauen. Wer den eigenen Schweinehund 
mit Technik überlisten will, hat mit der neuen GPS-
Trainingsuhr einen ganz guten Supervisor. Wer die 
Fitness generalstabsmäßig angeht, erstellt einen Trai-
ningsplan fürs Laufen, Radfahren oder Schwimmen. 
Die Uhr am Handgelenk registriert penibel mit ihren 
integrierten Sensoren, ob auch alles genau eingehalten 
wird. Das funktioniert in der Natur, aber auch in Trai-
ningshallen. Über Bluetooth lässt sich sogar ein Puls-
messer integrieren. Preis: EUR 199,– auf www.0815.at

Leicht werden
Tablet. Apple hat das neue dünne iPad Air 

herausgebracht. Es ist wirklich ein Fliegen-
gewicht.

Apple macht Geräte, die Spielzeuge für Erwachsene sind. Der 
neueste Wurf heißt Apple iPad Air, wiegt 454 Gramm und ist 

damit um 20 % dünner als sein Vorgänger. Gleichzeitig aber genau-
so leistungsstark. Damit lässt sich alles Digitale (auch Arbeitsunter-

lagen) ziemlich bequem herumtragen und auf dem Retina-Bildschirm 
perfekt vorführen. Mit einem starken Wifi ausgestattet, wurde auch der 

mobile Datentransfer verbessert. Damit kann eine Heerschar neuer Anwendungen 
einziehen, die sich Besitzer auf ihre Bedürfnisse zurechtschneidern können. Preis: 
EUR 479, – 

Auf Stiften hocken 
Möbel. Der österreichische Designer 
Johannes Scherr entwirft Rollcontainer 
zur Mehrfachnutzung.

Es gibt Büromöbel, die so selbstverständlich sind, 
dass nur selten jemand einen Gedanken an sie ver-

schwendet. Rollcontainer zum Beispiel. Die sollen ihr Dasein unter dem Schreib-
tisch fristen und ein Zuhause für Stifte, Büroklammern und aktuelle Arbeitsunterla-
gen sein. Mehr eigentlich nicht. Der österreichische Designer Johannes Scherr sieht 
das anders. Seine für Bene entworfene Kollektion Caddy-Serie hat eine ganze Reihe 
von Zusatzfunktionen. Als Sitzmöbel zum Beispiel, ein Polster macht den Rollcon-
tainer zum bequemen Hocker. Das macht Besprechungen angenehmer, als wenn 
der eine auf den anderen herabblicken muss. Preis: auf Anfrage. www.bene.com

Warm 
werden
Pause. Tee statt Kaffee trinken – das 
funktioniert, wenn ein Wasserkocher in 
der Büroküche stehen darf.

Fast alles ist eine Frage von Angebot und Nachfrage. 
Auch das, was man täglich so trinkt. Dass es in Büros 
hauptsächlich Kaffee gibt, ist wenig gesundheitsför-
dernd. Jetzt, wo es draußen richtig kalt wird, wäre 
Tee eine Alternative. Teetrinken funktioniert aber nur, 
wenn ein Wasserkocher im Büro steht. Der von De 
Longhi (KBOV 2001) ist ganz besonders formschön, 
hat einen Wasserstandsanzeiger und ein Kalksieb. 
Preis: EUR 99,–
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Aktuelle Veranstaltungen der ÖGWTAktuelle Veranstaltungen der ÖGWT

7. November I Wien I 9.00 – 18.00  	

ZIVILTECHNIKER 
ÖGWT-HERBSTSEMINAR
Referenten: WP/StB Dr. Martin Bernardini, StB Dr. Stefan Steiger, StB Dr. Susanne Baumann-Söllner, 
Dr. Bernhard Wisleitner, Mag. Christoph Tanzer. Ort: Austria Center Vienna, Bruno Kreisky-Platz 1, 1220 Wien.
Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at

19. November I Wien I 18.30 – 20.30	

JUNGE ÖGWT
FORUM JUNGE ÖGWT
Ort: Bank Austria, Julius Tandler-Platz 9, 1090 Wien. Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955

22. November I Wien I 18.30 – 20.30  	

KAPITALVERÄNDERUNGEN
ÖGWT-CLUB
Ort: Erste Bank, Petersplatz 7, 1010 Wien. Details: WP/StB Mag. Manfred Wildgatsch, Tel. 01/278 12 95

28. November I Wien I 9.00 – 18.00 

STEUERUPDATE 2013
ÖGWT-KOLLEGENINFOSEMINAR
Referenten: Univ.-Prof. DDr. Gunter Mayr (BMF), StB Univ.-Prof. Dr. Klaus Hirschler (WU-Wien), HR Mag. Gerhard  
Kollmann, WP/StB Mag. Herbert Houf, Mag. Christoph Schlager (BMF), StB Dr. Stefan Steiger. Ort: Austria Center Vienna, 
Bruno Kreisky-Platz 1, 1220 Wien. Details: WP/StB Mag. Eva Pernt, Tel. 01/31 000 13, www.kollegeninfo.at

23. Jänner 2014 I Wien I 9.00 – 17.00 

STRATEGIE-ENTWICKLUNG
ÖGWT-TRAININGSZENTRUM
Referent: Dipl. Betriebswirt (BA) Ulf Hausmann. Ort: Audit Partner, Wagramer Straße 19/21. Stock, 1220 Wien.
Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at. Begrenzte Teilnehmerzahl von 30 Personen

30. Jänner 2014 I Wien I 9.00 – 17.00

PERSONALTAGUNG 2012
ÖGWT-PERSONALTAGUNG
Referenten: StB Dr. Stefan Steiger, StB Dr. Martin Freudhofmeier, Mag. Friedrich Schrenk, ADir. RR Josef Hofbauer.
Ort: Park Royal Palace, Schlossallee 8, 1140 Wien. Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, 
www.oegwt.at

25. Februar 2014 I Wien I 9.00 – 17.00 

GMBH GESCHÄFTSFÜHRER
ÖGWT-TRAININGSZENTRUM
Referent: StB Dr. Stafan Steiger, Mag. (FH) Elisabeth Dubrovich. Ort: Audit Partner, Wagramer Straße 19/
21. Stock, 1220 Wien. Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at
Begrenzte Teilnehmerzahl von 30 Personen

27. – 28. Februar 2014 I Pichlarn I 13.00 – 16.00 

IMMOBILIENBESTEUERUNG
ÖGWT-PICHLARNER INTENSIVSEMINAR
Ort: Ort: Schloss Pichlarn, Zur Linde 1, 8952 Irdning. Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, 
www.oegwt.at. Bitte reservieren Sie rechtzeitig Ihr Hotelzimmer.

13. März 2014 I Wien I 9.00 – 17.00 

UNTERNEHMENSBEWERTUNG
ÖGWT-SPEZIALSEMINAR
Ort: Rainers Hotel, Gudrunstraße 184, 1100 Wien, Parken kostenlos.
Details: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, www.oegwt.at

Weitere Details und Informationen finden Sie auf www.oegwt.at. Wir freuen uns auf Sie!

DAS KARRIERE
NETZWERK
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Wir schauen auf Sie: 
} mit qualitativ hochwertigen Fortbildungsveranstaltungen für Ihre Weiterbildung
} mit Arbeitsbehelfen für die tägliche Kanzleiarbeit
} mit praxisnahen Schulungen für Ihre Mitarbeiter 
} mit einem Netzwerk für Ihren fachlichen Austausch
} mit vielen Preisvorteilen bei unseren Angeboten
} mit einer starken Vertretung in der Kammer für Ihre Interessen. 

Bitte unterstützen Sie unsere Arbeit mit Ihrem Mitgliedsbeitrag. Zur Mitgliedschaft erhalten 
unsere Mitglieder ihre persönliche Servicecard, mit der sie Ermäßigungen bei fast allen unseren 
Veranstaltungen, zusätzliche Serviceprodukte wie das ÖGWT-Gesetzbuch Steuergesetze, 
die ÖGWT-Bilanzierungscheckliste und Vorteile bei unseren Kooperationspartnern genießen.
Alle Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhänder können unserem Verein beitreten. 

Der Jahresbeitrag beträgt für WT EUR 90,– für BiBu/SBH EUR 60,–, für BA EUR 0 für die ersten 
drei Jahre nach KWT-Anmeldung oder EUR 30,–, für Pensionisten EUR 30,– und für Kapital
gesellschaften EUR 360,– (wobei hier bis zu 5 Berufsangehörige die Vorteile der Mitgliedschaft 
in Anspruch nehmen können).

ÖGWT-Anmeldung 
per Fax an 01/315 45 45-33, per Post oder über die Homepage 
unter www.oegwt.at – Rubrik Mitglied

	 JA, ich trete der Österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder bei und erhalte meine 
	 persönliche ÖGWT-Servicecard, mein kostenloses ÖGWT-Gesetzbuch Steuergesetze und die aktuelle Bilanzierungscheckliste.

Name 									       
				  
Mitgliedschaftsform:   natürliche Person    juristische Person   

Adresse 									       
			 
Tel.-Nr.	F ax-Nr. 	  E-Mail 
			 
Datum	  Unterschrift						    

		  Vertragsbedingungen: Die Mitgliedschaft kann schriftlich jederzeit gekündigt werden. 

Wir verbinden – 
Menschen und Wissen. 
Ihre ÖGWT – Ihr Servicenetzwerk!

Die ÖGWT-Mitgliedschaft 
rechnet sich sehr schnell!




